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TOP Betreff 
Vorlagen-Nr. 

öffentliche Sitzung 
 

 Bericht und Anfragen 
 

1. Bericht des Magistrats 
 

2. Beantwortung von Anfragen 
 

 Vorlagen aus früheren Sitzungen 
 

3. Antrag CDU: Gemeindepfleger/-in für Oestrich-Winkel 
AT-63/2023 

 

 Neue Vorlagen des Magistrats 
 

4. Vergabe BHKW-Grundstück Auf der Fuchshöhl 8 für Mietraum 
BV-76/2023 

 

5. Verkauf von Flächen und Baumaßnahmen rund um die Hallgarter Zange 
BV-104/2023 

 

6. Jahresabschluss 2022 Eigenbetrieb Kultur und Freizeit 
BV-80/2023 

 

7. Förderprogramm Lebendige Zentren (früher: Städtebaulicher Denkmalschutz) für die 
Gesamtmaßnahme „Brentanopark – Rheinufer – Bahnhof“ der Stadt Oestrich-Winkel 
hier: Jährliche Berichterstattung zum Förderprogramm und Kosten- und Finanzierungsübersicht 
(KoFi) 
BV-100/2023 

 

8. Ausfallbürgschaft für die Rheingauwasser GmbH 
BV-102/2023 
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9. Vorschlagsliste der Schöffinnen und Schöffen für die Amtsperiode 2024-2028 
BV-84/2023 

 

10. Nachwahl eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung der ekom 21 
- KGRZ Hessen 
BV-93/2023 

 

 Neue Anträge von Fraktionen 
 

11. Antrag B90/GRÜNE: Lärmschutz für die Weinprobierstände Fähre und Oestrich 
AT-105/2023 

 

12. Antrag B90/GRÜNE: Kommunale Wärmeplanung 
AT-106/2023 

 

13. Antrag B90/GRÜNE: Bestattungswald in Oestrich-Winkel 
AT-107/2023 

 

14. Antrag SPD: Raum für Naherholung und Freizeit erweitern 
AT-108/2023 

 

 Mitteilungen 
 

15. Genehmigungsverfügung der Regierungspräsidentin des Regierungsbezirks Darmstadt vom 12. 
Mai 2023 über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 2023. 
MI-79/2023 

 

16. Gesamtkonzept zur Anschaffung  zusätzlicher einheitlicher Weihnachtsbeleuchtung 
MI-88/2023 

 

 
 
Oestrich-Winkel, 05.07.2023 
 
 
 
Aylin Sinß 
Stadtverordnetenvorsteherin 
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OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Gremium Stadtverordnetenversammlung 

Sitzungsdatum 17.07.2023 

Uhrzeit 19:00 Uhr bis 21:30 Uhr 

Sitzungsort Raum 006 - Bürgersaal im Bürgerzentrum 
 
Anwesend 
 
Vorsitzende: 
Aylin Sinß (SPD) 
 
Mitglieder: 
Bernhard Bickelmaier (CDU) 
Manfred Bickelmaier (CDU) 
Klaus Bleuel (GRÜNE) 
Sebastian Busch (SPD) 
Sophia Busch (SPD) 
Michael Christ (SPD) 
Dominic Dillmann (SPD) 
Robert Fladung (SPD) 
Ulrike Franzki (GRÜNE) 
Hildegard Freimuth (FDP) 
Karl-Heinz Hamm (FDP) 
Almut Hammer (CDU) 
Tom Heine (GRÜNE) 
Katharina Höfling (SPD) 
Tabea Klepper (CDU) 
Christina Laube (CDU) 
Jutta Mehrlein (SPD) 
Dr. Dieter Möller (GRÜNE) 
Gerda Müller (SPD) 
Andreas Orth (CDU) 
Marika Prasser-Strith (GRÜNE) 
Ingrid Reichbauer (GRÜNE) 
Marius Schäfer (FDP) 
Carsten Sinß (SPD) 
Christoph Stavridis (CDU) 
Pavlos Stavridis (CDU) 
Heike Thielke-Alt (CDU) 
Thomas Wieczorek (SPD) 
 
Magistrat: 
Erster Stadtrat Björn Sommer  
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Stefan Englert (SPD) 
Heinz-Dieter Mielke (SPD) 
Franz Miltner (GRÜNE) 
Thomas Speth (CDU) 
 
Schriftführerin: 
Nadja Riedel  
 
Verwaltung: 
 
Abwesend 
Petra Müller-Klepper  (CDU) 
Josef Schönleber  (CDU) 
Felix Bleuel  (GRÜNE) 
Erich Herbst  (CDU) 
Roland Laube  (CDU) 
Karlheinz Winkel  (SPD) 
 

 
Stadtverordnetenvorsteherin Aylin Sinß eröffnet die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung um 19:00 
Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt und das Gremium beschlussfähig ist. 
 
Zur Tagesordnung 
TOPs 6, 7, 8, 9, 10, 15, 16 ohne Aussprache 
Einstimmig. 
 
Bericht der SV-Vorsteherin 
Das Oestricher Kranfest fand vom 7. bis 9. Juli statt und die Stadtverordnetenvorsteherin überbrachte im 
Namen der Stadtverordnetenversammlung die herzlichsten Grüße zur Eröffnung. 
Zur neuen Oestricher Weinkönigin wurde Florentine Uebe gekrönt, zur neuen Oestricher Weinprinzessin 
Johanna Steinmetz. Ein Dank gilt der ausgeschiedenen Oestricher Weinkönigin Silvana Fetzer. Die 
Stadtverordnetenversammlung wünscht ihr alles Gute bei der bevorstehenden Wahl zur Rheingauer 
Weinkönigin. 
SV-Vorsteherin Sinß gratuliert SR Herbst, SV Dillmann, SV Dr. Möller und SV Schäfer, die seit der letzten 
Sitzung Geburtstag hatten und spricht die Glückwünsche des Hauses aus. 
SV Franzki, die einen halbrunden Geburtstag feiern konnte, überreicht sie ein Weinpräsent. 
Ein weiterer halbrunder Geburtstag findet morgen statt: Frau Thielke-Alt erhält ebenfalls ein Weinpräsent, 
verbunden mit allen guten Wünschen für den morgigen Tag. 
 
 

 Bericht und Anfragen 
 
1. Bericht des Magistrats 

 
Am 31.05.2023 konnte das Mehrgenerationenhaus sein 15-jähriges Bestehen feiern. 
 
Die Stadt Oestrich-Winkel ist nun Mitglied der Alzheimer-Gesellschaft e.V. Rheingau-Taunus. Ein erster 
Austausch mit Sozialstation, HUFAD, Tagespflege und Mehrgenerationenhaus hat bereits stattgefunden. 
 
Vom 3. bis 23. Juni 2023 fand das diesjährige Stadtradeln statt. Die Ergebnisse können sich sehen lassen: 
140 Radlerinnen und Radler legten insgesamt 34.571 km zurück. 
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Das neue Mittlere Löschfahrzeug (MLF) konnte an die Feuerwehr Oestrich übergeben werden. Mit dem 
Fahrzeug können sowohl Löschangriffe als auch technische Hilfeleistungen und Einsatzstellenbeleuchtung 
vorgenommen werden und ist somit ein wichtiger Bestandteil zur Sicherstellung unseres Brandschutzes. 
 
Letztes Wochenende fand die Sportlerehrung des Rheingau-Taunus Kreises statt. Aus Oestrich-Winkel 
wurden geehrt: Noah Pelzer, Deutscher Meister im Turnen; Andreas Freimuth, Deutscher Meister im Judo, 
und Sabrina Blasius, Goldmedaillengewinnerin bei den Special Olympics.  
Letzterer zu Ehren wurde ebenfalls am Wochenende ein Empfang seitens der Stadt Oestrich-Winkel 
veranstaltet. 
 
Am 18.07.2023 findet um 18:00 Uhr eine Bürgerinformationsveranstaltung zur Starkregengefahrenkarte 
statt.  
 
Am 19.07.2023 findet erstmals ein Gesundheitstag für Mitarbeiter/innen der Stadt Oestrich-Winkel als 
kleine Inhouse-Messe statt. 
 
Am 20.07.2023 findet der Bürgerworkshop Dorfmoderation als Grundlage für die Bewerbung zum 
Förderprogramm Dorfentwicklung statt. 
 
Vom 5. bis 8. August findet das Hallgartener Winzerfest statt. Offiziell eröffnet wird das Fest am Samstag, 
06.08.2023 um 19.00 Uhr. 
 
Am 11.09.2023 findet ein Elternabend bezüglich geplanter Verschiebung der Schulbezirksgrenzen mit 
Vertretern der Stadt, des Rheingau-Taunus-Kreises und der Schulen statt. 
 
Personalien 
Die Kämmereileitung ist ab 01.01.2024 wiederbesetzt. 
Zum 01.07.2023 wurde Frau Niegel zur zweiten stellvertretenden Fachbereichsleitung Bauen ernannt.  
Ebenfalls zum 01.07.2023 wurde Herr Sproß interimsmäßig wegen dauerhafter Erkrankung des 
Stelleninhabers zum zweiten technischen Betriebsleiter Baubetriebshof ernannt.  
Die vakanten Stellen Ordnungspolizei und Verwaltungskraft Ordnungsamt waren ausgeschrieben, die 
entsprechenden Vorstellungsgespräche finden diese und kommende Woche statt. 
 

 
2. Beantwortung von Anfragen 

 
Anfrage SV Dr. Möller: #ZukunftOestrichWinkel 

Der Auftakt-Workshop zum Programm #ZukunftOestrichWinkel wurde groß beworben und fand breite 
Resonanz im Februar 2022 an der EBS sowie online. Das war ein tolles Momentum mit Austausch und 
Kennenlernen der Teilnehmer/innen. 

Es sollten innovative Ideen gesammelt und ausgewählte Projekte bis Ende 2023 umgesetzt werden. 
Weiterhin sollte ein Leitbild für die Belebung der Oestrich-Winkeler Ortskerne erarbeitet werden. 

Im Sommer 2022 fanden dann zahlreiche weitere Arbeitstreffen statt und am 20 Juli die öffentliche 
Präsentation sowie Auswahl der Top-Ideen. 

Im März 2023 wurde der sehr umfangreiche Entwurf eines Leitbilds Mandatsträgern präsentiert und hierzu 
wurden auch diverse Rückmeldungen erarbeitet. 

Was ist der Stand im Juli 2023? Viele Bürger/innen und Mandatsträger sowie Mitarbeitende der EBS und 
unserer Verwaltung haben sich stundenlang stark engagiert und es gibt nicht mal einen Zwischenbericht. 
Das ist schlichtweg demotivierend sowie kontraproduktiv für ein sehr gutes und wichtiges Projekt, das 
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unsere Ortszentren beleben soll und einen echten Mehrwert für das soziale Miteinander in unserer Stadt 
haben soll. 

Daher unsere Anfrage: 

1. Wie ist der Stand des Förderantrages, die Prüfung der Machbarkeit und Förderfähigkeit der Top-Ideen 
sowie der Erstellung des Leitbilds? 

Der Förderantrag wurde bereits im Sommer 2021 gestellt und im Herbst 2021 bewilligt. Das 
Inklusionskarussell konnte bereits beschafft, aufgestellt und vom Prüfer abgenommen werden, sodass es 
nun von der Öffentlichkeit genutzt werden kann. Die Umgestaltung des Skater Platzes hin zu einem Jugend-
Aktivpark ist leider im Rahmen des Förderprogramms Zukunft Innenstadt nicht förderfähig. Alle anderen 
Projekte sind in der Prüfung und Planung. Zum gegebenen Zeitpunkt werden die Öffentlichkeit und Politik 
selbstverständlich über Ergebnisse unterrichtet. Ebenso verhält es sich mit dem zu erstellenden Leitbild. 
Dieses befindet sich in der finalen Abstimmung. Es wird angestrebt, das Leitbild in der nächsten 
Stadtverordnetenversammlung beschließen zu lassen. 

2. Welche weiteren Aktivitäten sind dazu geplant? 

Es werden selbstverständlich alle notwendigen Schritte durchgeführt, die dazu dienen die Projekte 
umzusetzen. Es wird auch noch eine Veranstaltung geben, bei der die Ergebnisse präsentiert werden. Diese 
wird zum gegebenen Zeitpunkt selbstverständlich bekannt gegeben und beworben. 

3. Welche Kosten sind bisher entstanden für Internetauftritt, Werbung, EBS etc.  

Es wurden ca. 2.600 Euro für Arbeitsgruppensitzungen, Workshops und Werbemaßnahmen ausgegeben. 
Die EBS erhält 38.178,18 Euro für die Prozessbetreuung und die Erstellung des Leitbildes. 

4. Aus welchen Budgets werden diese bestritten, wenn die Bewilligung der Förderung nicht erfolgt? 

Wie bereits ausgeführt, liegt der Zuwendungsbescheid seit Oktober 2021 vor, aus diesem Budget wurden 
die Mittel ordnungsgemäß verausgabt.  

Nachfrage SV Möller: Kollidiert dies mit der Veranstaltung Bürgerworkshop Dorfmoderation diese Woche? 
Antwort Erster Stadtrat: Nein, es handelt sich um getrennte Förderprogramme. 

Nachfrage SV Franzki: Wo steht das Inklusionskarussell? 
Antwort Erster Stadtrat: In den Rheinanlagen rechts vom Weinprobierstand Oestrich. 

Nachfrage SV Sinß: Wie hoch waren die Kosten für das Inklusionskarussell? 
Antwort Erster Stadtrat: Wird nachgereicht 

Protollnotiz: Das Inklusionskarussell hat 16.310,12 € gekostet, die notwendigen Fallschutzplatten 1.512,92 
€. Hinzu kommen noch die Kosten für den Aufbau durch den Baubetriebshof, hier liegen die Rechnungen 
noch nicht vor. Da die Förderquote 85 % beträgt, liegt der kommunale Eigenanteil bei 2.673,46€ 
(Förderung: 15.149,58€). 

 
Anfrage SV Reichbauer: Umsetzungsstand des Antrags „Ende der Steinzeit“ vom 08.11.2021 

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 08.11.2021 beschlossen: 

Der Magistrat wird beauftragt, inhaltliche Grundlagen zu ermitteln und Möglichkeiten zur Umsetzung einer 
gärtnerischen Gestaltungssatzung zu prüfen und den Entwurf einer Gestaltungssatzung vorzubereiten. Ziel 
ist es, das Anliegen von Kiesbeeten, Schotterflächen – teilweise auch unter der Bezeichnung monotone 
Steingärten publiziert - einzudämmen. Das Ergebnis der Prüfung und ein Vorschlag einer entsprechenden 
Gestaltungssatzung ist der Stadtverordnetenversammlung bis Jahresende vorzulegen.  

Wir haben zur Umsetzung dieses Stadtverordnetenbeschlusses folgende Fragen: 
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Generell stellt sich die Frage: Hat der Magistrat die Umsetzung des Antrags seit dem 8. November 2021 in 
irgendeiner Form in Angriff genommen? 

Nach dem SV-Beschluss wurde die Rechtslage geprüft, die zum damaligen Zeitpunkt keine Möglichkeit 
eröffnete, eine solche Satzung zu beschließen. Da aber auf Landesebene das Thema ebenfalls diskutiert und 
eine neue gesetzliche Regelung in Aussicht gestellt wurde, wurde dies abgewartet. Diese neue gesetzliche 
Regelung liegt seit Juni 2023 vor und verbietet ganz generell die Anlage von Schottergärten. Zusätzlich ist 
seitens der Verwaltung geplant, die gewünschte Satzung im Rahmen des Dorfentwicklungsprogramms 
anzusiedeln, da die vorhandenen drei Gestaltungs- und Erhaltungssatzungen (aus den vergangen 
Dorferneuerungen von Hallgarten, Oestrich und Winkel/Mittelheim) „überholungsbedürftig“ sind und so 
Synergien erreicht werden können. Avisiert ist die Programmaufnahme für 2024.  

Parallel wurde bei dem Treffen zum neuen Klimaanpassungsmanagement von den Städten angeregt, dass 
der/die Klimaanpassungsmanager/in für alle beteiligten Städte eine gemeinsame Schottergartensatzung 
erarbeiten könnte. Ob und wann das passiert, steht aber noch nicht fest. Auch hier ergäben sich Synergien. 

Aktuell sind innerhalb des Bauamts personell keine freien Kapazitäten, eine Satzung in Angriff zu nehmen, 
insofern bietet sich einer der o. g. Vorschläge an. 

Die juristische Sachlage ist dabei nicht zu verkennen: Die drei Gestaltungsatzungen haben Regelungen, die 
den Umgang mit konkurrierenden bestehenden und künftigen Bebauungsplänen regeln. Bei der 
Neuaufstellung oder Änderung der bestehenden Satzungen gibt es ein weiteres Stichdatum „vorher – 
nachher“. Das muss juristisch sauber dargestellt werden. Ebenfalls juristisch sauber muss die Definition 
„Schottergärten“ gefasst werden. Und eines ist auch wichtig: bestehende Schottergärten werden wohl 
kaum zu beseitigen sein, weil sie Bestandsschutz besitzen dürfte, hier setzen wir allerdings auf Aufklärung 
und Einsicht der Gartenbesitzer. 

Gesetzesnovelle Hessische Naturschutzgesetz (HeNatG, RK:08.06.2023) 
§ 35 (9) HeNatG (RK:08.06.2023) 

Es ist darauf hinzuwirken, dass Grundstücksfreiflächen im bebauten Innenbereich insektenfreundlich 
gestaltet und vorwiegend begrünt werden. Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind 
grundsätzlich keine zulässige Verwendung nach § 8 Abs. 1Satz 1 der Hessischen Bauordnung. 

§ 8 HBO – Grundstücksfreiflächen, Kinderspielplätze 

(1) Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind 

    1.    wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen und 
    2.    zu begrünen oder zu bepflanzen, 
soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. 2Satz 1 findet keine Anwendung, 
soweit Bebauungspläne oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht überbauten Flächen treffen. 

Besonders bitten wir um Auskunft zu den folgenden Fragen 

1. Hat der Magistrat die Erarbeitung einer Gestaltungssatzung geprüft? Wenn ja mit welchem Ergebnis? 

s.o. 

2. Gibt es den Entwurf einer gärtnerischen Gestaltungssatzung? Wenn nein, warum nicht? 

s.o. 

3. Wann gedenkt der Magistrat den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung umzusetzen und sie über 
die Ergebnisse zur Erstellung einer gärtnerischen Gestaltungssatzung zu informieren? 

s.o. 

4. Wie gedenkt der Magistrat Bürgerinnen und Bürger zu unterstützen, Alternativen zu den Schottergärten 
zu erkennen und umzusetzen? 
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Siehe Punkt 5 

5. Ist die Bereitstellung von Informationen, wie in anderen Kommunen bereits erfolgt, zu „blühenden 
Vorgärten“ geplant? Diese können und sollten Informationen über Bodensubstrat, Quellen regionalen 
Saatguts, die geeigneten Zeitpunkte zum Setzen der Pflanzen und deren Pflege enthalten. 

Für 2024 ist der Wettbewerb „Blühende Vorgärten“ geplant (Haushaltsantrag 2023). Im Rahmen des 
Wettbewerbs wird es auch eine Infoveranstaltung und Infomaterialien geben. 

Ergänzend wurde der Magistrat in diesem Stadtverordnetenbeschluss gebeten, bis zur nächsten Sitzung des 
Ausschusses Umwelt, Planen, Bauen – Bezugnehmend auf den Beschluss 2019/87 aus 2019 eine Reihe 
weiterer Fragen zu beantworten: 

Wir bitten um Beantwortung dieser ergänzenden Fragen: 

a. In welchen seitdem beschlossenen Bebauungsplänen Kies- und Schottergärten untersagt wurden, 

Bereits vor dem Beschluss der SV - Rechtskraft 30.04.2020 Bebauungsplan Nr. 89 „Scharbel“ 

b. Welche Vorschläge der Magistrat erarbeitet hat, wie bestehende Schottergärten zurückgebaut werden 
können 

siehe oben, bereits vor der gesetzlichen Änderung errichtete Schottergärten dürften Bestandsschutz 
besitzen. 

c. Welche Anstrengungen der Magistrat unternommen hat, im Rahmen einer Öffentlichkeitskampagne 
Eigentümer bestehender Kies- und Schottergärten zu informieren, welche Vorteile die Umwidmung von 
Kes- und Schottergärten in naturnahe Gärten hat. 

Siehe Punkt 5 

d. Welche öffentlichen Flächen die Stadt identifiziert und wo sie bereits entsprechend tätig geworden ist, 
um diese zu entsiegeln und ökologisch aufzuwerten. 

Noch keine, die schlechte Personalsituation im Bauamt hat dies noch nicht ermöglicht. 

e. Was hat der Magistrat in diesem Zusammenhang unternommen; damit die übermäßige Versiegelung 
gärtnerisch genutzter Flächen vermieden werden kann. 

Siehe vorstehende Frage 

 
Anfrage SV Reichbauer: Grundsatzbeschluss Übergabe der Trägerschaft Kita Kunterbunt an die Bethanien 
Kinderdörfer gGmbH 

In der HFA-Sitzung am 16.03.2023 wurde über die Notwendigkeit der europaweitern Ausschreibung der 
KITA KUNTERBUNT diskutiert.  

Auszug aus dem Protokoll der HFA-Sitzung vom 16.03.2023: 

„Erster Stadtrat Sommer merkt an, dass vergaberechtlich wohl zumindest ein 
Interessenbekundungsverfahren notwendig sei. Ob eine (europaweite) Ausschreibung notwendig ist, sei 
derzeit noch in Prüfung. Herr Kappenberger erläutert, dass es dazu, außer einer rudimentären Google 
Recherche, zum jetzigen Zeitpunkt keine genaueren Erkenntnisse gibt. Herr Kappenberger kündigt an die 
Fragen in Rücksprache mit dem Rheingau-Taunus-Kreis zu klären, der zuständige Mitarbeiter sei derzeit 
allerdings noch im Urlaub“.  

Vor diesem Hintergrund stelle ich folgende Fragen: 

1. Warum wurde nicht vor der Einbringung der Vorlage in Magistrat und Stadtverordnetenversammlung 
geprüft, ob eine freihändige Vergabe machbar ist, eine Interessensbekundung durchgeführt oder 
europaweit ausgeschrieben werden muss? 
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Ein Interessenbekundungsverfahren wurde in der Sitzung des HFA am 16.03.2023 ausdrücklich 
vorgeschlagen. Mit der Vorlage sollte der SV eine neue Möglichkeit der Erstellung des neuen Kindergartens 
gegeben werden. 

-Übergabe der Trägerschaft an einen bisher in OeW nicht aktiven Träger 

-der in den Nachbarstädten mit großem Erfolg und unter allgemeinem Lob Einrichtungen betreibt 

-der den Bau komplett in eigener Regie und zeitnah durchführen könnte 

zu diskutieren und ihre Meinung zu artikulieren. Erst nach einer positiven Stellungnahme der SV erschien es 
sinnvoll, ein Interessenbekundungsverfahren einzuleiten. 

Zudem ging man aus der Erfahrung in Geisenheim davon aus, dass eine freie Vergabe möglich ist. 

2. Fand diese Rücksprache mit der zentralen Vergabestelle des Rheingau-Taunus-Kreises (ZVS) statt? 

Ja. 

3. Wenn ja, wann und mit welchem Ergebnis? 

Erst nachdem in den hiesigen Gremien diese Frage aufgeworfen wurde. Wie bekannt, wurde in unserer 
Nachbarstadt keine Ausschreibung durchgeführt, ohne dass irgendwelche Probleme entstanden wären. Auf 
Anfrage teilte die ZVS mit, dass zur Sicherheit eine Ausschreibung als erforderlich angesehen wird. Darüber 
hinaus wurde noch die inzwischen bekannte Expertise der Anwälte szk eingeholt, die auf 19 Seiten 
schließlich zum Ergebnis gelangt, zur Sicherheit eine europaweite Ausschreibung zu empfehlen. Als 
zwingend notwendig wird sie von den Anwälten nicht angesehen. 

Nachfrage SV Reichbauer: Wann genau (Datum) fand die Rücksprache mit der ZVS statt? 

Antwort Erster Stadtrat: Wird nachgereicht. 

Protokollnotiz: Das genaue Datum ist nicht bekannt. Zeitraum war Anfang Juni. 

 
Anfrage SPD-Fraktion: Hundesteuerbescheide 

Am 5. Dezember hat die Stadtverordnetenversammlung eine neue Hundesteuersatzung beschlossen. 
Ausweislich der beschlossenen Satzung handelt es sich dabei – wie in den Vorjahren auch – um eine 
Jahressteuer, die einmal im Jahr eingezogen wird. Vor diesem Hintergrund bitten wir um Beantwortung 
folgender Fragen: 

1. Warum haben Hundehalter/innen in Oestrich-Winkel nun Bescheide erhalten, die eine vierteljährliche 
Zahlung vorsehen? 

2. Erachtet der Magistrat dieses Verfahren als einerseits satzungskonform und andererseits effizient und 
bürgerfreundlich? 

Ist es satzungskonform? 

Die Begriff-Definition „Jahressteuer“ steht nicht im Widerspruch zu den in der Satzung gewählten 
Fälligkeiten der Hundesteuer. 

Der Begriff Jahressteuer sagt nichts über die Fälligkeit der Steuer aus, denn sonst wäre auch die 
Grundsteuer, welche eine solche Jahressteuer ist, auch ausschließlich in einer Jahresfälligkeit zu entrichten. 

In der der Beratung zu der ab 01.01.2023 gültigen Hundesteuersatzung zugrundeliegenden 
Beschlussvorlage wurde die Veränderung der Fälligkeiten erläutert (das Wichtigste wurde im 
nachfolgenden Zitat unterstrichen und fett hervorgehoben): 

In NEU § 8 HStS (ALT § 9 HStS) „Festsetzung und Fälligkeit“ wird der Absatz 1 um den Satz „In der 
Festsetzung kann bestimmt werden, dass die Festsetzung auch für künftige Jahre gilt, solange sich die 
Berechnungsgrundlagen und die Höhe der Steuer nicht ändern.“ ergänzt. Dies hat zur Folge, dass, wenn die 
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Steuer einmal festgesetzt ist, nur noch dann Bescheide verschickt werden müssen, wenn neue Steuersätze 
beschlossen werden oder ein Hund abgemeldet wird. Durch diese Maßnahme können Porto- und 
Verarbeitungskosten eingespart werden. 

Um Geringverdienern eine Erleichterung der Zahllast zu ermöglichen, wurde aus der Jahresfälligkeit eine 
vierteljährliche Quartalsfälligkeit, analog der Grundbesitzabgaben, in der Satzung aufgenommen (§ 8 
Abs. 2 HStS). Zusätzlich geben wir den Steuerpflichtigen die Möglichkeit auf Antrag die Hundesteuer wie 
bisher jährlich zum 1. Juli zu bezahlen (§ 8 Abs. 3 HStS). 

Gedankenansatz dieser Veränderung war der durch die einzelnen Parteien in einem Antrag in Oestrich-
Winkel getragene soziale Gedanke (Erleichterungen für Sozialhilfeempfänger etc.). Diesen Antrag konnten 
wir in der beantragten Form nicht mittragen, haben uns aber dazu entschieden, eine generelle 
Zahlungserleichterung für Geringverdiener (und hiermit erreichen wir nicht nur Sozialhilfeempfänger und 
Hartz-IV-Empfänger, sondern auch Mindestlohn- und Rentenempfänger) durch das wieder Einführen der 
Quartalsfälligkeiten zu schaffen. 

Ist es bürgerfreundlich? 

Ja, denn wir erreichen damit die Schwächeren in der Gesellschaft, denen die Hemmschwelle, einen 
Stundungsantrag zur Zahlungserleichterung zu stellen, erspart bleibt. 

Bürger, die mit den vier Fälligkeiten ein Problem haben, empfehlen wir den in der Satzung gegebenen Weg 
zu nutzen „auf Antrag zurück zur Jahresfälligkeit 01.07.“. Dann gibt es auch nur eine Mahnung. Denn den 
Steuerzahler, der abbuchen lässt, den interessiert es in der Regel nicht wirklich, ob die Hundesteuer in einer 
oder vier Fälligkeiten abgebucht wird. 

Ist es effizient? 

Ja, denn der ergangene Bescheid behält nun seine Gültigkeit, bis die Kommune den Steuersatz ändert, oder 
die Bürger die der Steuerfestsetzung zugrundeliegenden Tatbestände, ergo sparen wir regelmäßige Druck- 
und Portokosten. 

Ein weiterer positiver Nebeneffekt ist, dass die Bürger bei ¼ Fälligkeiten Veränderungen eher auf dem 
Schirm haben und zeitnah melden, als bei Jahresfälligkeiten. Hier erfolgte eine Datenpflege von Seiten der 
Bürger erfahrungsgemäß oft erst nach der nächsten Jahresfälligkeit. 

Nachfrage SV Sinß: Anzahl Stundungsfälle der vergangenen Jahre, § 8 Abs. 3 wurde den Hundehaltern das 
auch bekannt gemacht, dass sie zurück zur Jahresfälligkeit können? 

Antwort: wird nachgereicht 

 
Anfrage SPD-Fraktion: Kosten Grundsteuerbescheide 

Weil die Haushaltsberatungen so terminiert wurden, dass der Beschluss der Haushalts- und 
Hebesatzsatzung erst nach dem Versandtermin der Grundsteuerbescheide durch die gemeinsame 
Stadtkasse erfolgte, wurde durch die im Vergleich zum Vorjahr im Rahmen der Haushaltsberatungen 2023 
veränderten Grundsteuerhebesätze ein erneuter Grundsteuerbescheid-Versand notwendig.  

In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 27. April 2023 hatte SV Sinß nach den Kosten des 
erneuten Versands gefragt. Diese sollten zunächst mit dem Protokoll nachgereicht werden, im Protokoll 
hieß es dann, die Angabe werde nachgereicht. Trotz wiederholter Nachfrage wurde die Information bisher 
nicht mitgeteilt. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie viele Bescheide wurden jeweils wann verschickt, bitte aufgeschlüsselt nach Grundsteuer A und B? 

2. Wie viele Kosten sind jeweils durch die Bescheidversände entstanden, bitte aufgeschlüsselt nach 
Grundsteuer A und B? 

Aufschlüsselung Bescheid 20.01.2023 
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5.323 Stück ausschließlich Abfallgebühren und Grundsteuer B 

Da es Objekte mit Grundsteuer und Abfallgebühren genauso gibt wie Objekte nur mit Abfall oder nur mit 
Grundsteuer kann hier keine Differenzierung vorgenommen werden. Schlussfolgernd ist ohne Versand von 
Grundsteuer A Bescheiden der volle Rechnungsbetrag dem Anteil der Grundsteuer B zugerechnet. 
Grundsteuer B - Rechnungsanteil 5.815,08 € 

Bescheid 11.04.2023 

1.333 Stück Grundsteuer A - Rechnungsanteil 1.229,05€ 4.961 Stück Grundsteuer B - Rechnungsanteil 
4.574,12€ 

Stellungnahme des Steueramtes 

Wir konnten die Sozialen Medien und die Presse Anfang des Jahres aufgrund der zweiten Bescheid 
Schreibung verfolgen. 

Der Entschluss die Bescheide nicht zu verschieben war kein Fehler und kein Versehen, sondern unsere 
anerkannte Arbeitsweise, welche sich aus unserer mehrjährigen Erfahrung in diesem Bereich ergibt. 

Gerne bestätigen wir Ihnen, dass die Rückfragen, Nachfragen und/oder Beschwerden durch einen zweiten 
Bescheid sehr gering ausgefallen sind. Im Vergleich hierzu unser IKZ-Partner Schlangenbad, wo wir 
aufgrund des IKZ-Beitritts, verbunden mit einer Datenbankmigration zum 01.01.2023, erst Ende Februar 
2023 (also etwa 4 Wochen später als sonst üblich) die Jahresabrechnung 2022 (Schlangenbad ist nicht 
Mitglied des AVR’s) und die Jahressollstellung 2023 versendet haben. 

Genau diese Erfahrung bestätigt uns in unserem Handeln, dass wir keine ABRECHNUNSGBESCHEIDE mehr 
verschieben und es somit bei einer verspäteten Verabschiedung der Hebesatzsatzung immer zu einem 
zweiten Bescheid kommen wird. 

Das hat Auswirkungen für die Bürger, die Vermieter, die Hausverwaltungen, die Steuerberater, und nicht zu 
unterschätzen den Abfallverband Rheingau (AVR) und ALLE anderen dort angegliederten 
Mitgliedskommunen und deren Jahresabschlussarbeiten. Eine abschließende Abrechnung des 
Abfallgebührenaufkommens aus dem Vorjahr kann seitens des AVR’s gegenüber den Mitgliedskommunen 
erst erfolgen, wenn ALLE Mitgliedskommunen ihre Abfallgebührenabrechnung des Vorjahres durchgeführt 
und die abgerechneten Werte dem AVR fristgerecht übermittelt haben. Sicherlich kann der AVR auch 
Schätzungen vornehmen, aber auch das ist mit einem Mehraufwand verbunden und hat dann eine zweite 
abschließende Abrechnung gegenüber der einzelnen Kommune zur Folge. 

Wenn nun die Kommune einen Jahresabschluss gemäß HGO innerhalb von 4 Monaten aufstellen soll, dann 
hat jede Woche Verzug wegen eines verschobenen Bescheides Auswirkungen auf alle Mitgliedskommunen 
des AVR und auch auf den AVR selbst. Ja, diese Frist von 4 Monaten halten sicher nicht alle, aber Einzelne 
können diese bislang immer einhalten. 

Wir planen mit der ekom21 zu Beginn des 4ten Quartals j. J. unsere Termine der Jahressollstellungen. An 
diese Termine knüpfen die weiteren Arbeiten des Kassen- und Steueramts, welche innerhalb des IKZ-
Verbundes abgestimmt, koordiniert und umgesetzt sein müssen. Hierzu zählt auch eine Urlaubsplanung des 
18-köpfigen Teams des Kassen- und Steueramtes. Wenn die Jahressollstellung gelaufen ist, können keine 
Arbeiten mehr durchgeführt werden, bis die neuen Bescheide ergangen sind. Hierzu gehören auch 
Zurechnungsfortschreibungen, vorgezogene Eigentumsübergänge, Veränderungen der Mülltonnen ab 
01.01. des Folgejahres. Auch dies hat Auswirkungen auf die Steuer- und Gebührenpflichtigen. 

Wir haben das schon in 2017/2018 in einer anderen an der IKZ beteiligten Kommune exerziert: Da gab es 
reine Abrechnungsbescheide des Vorjahres ohne Vorauszahlungsfälligkeiten und irgendwann, als die 
politischen Entscheidungen dann getroffen waren, gab es für den Bürger die Vorauszahlungsbescheide. 
Dies geht auch, macht dann aber das Chaos perfekt, denn die meisten Bürger verstehen dann tatsächlich 
nichts mehr, was zu einem überdurchschnittlich hohen Beratungsaufwand für das Kassen- und Steueramt 
führt. 
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Die ekom21 hat für die Bescheid Erstellung im Januar 2023 inkl. kuvertieren, frankieren und versenden 
5.815,08 € in Rechnung gestellt. Für die im April 2023 aufgrund der Grundsteuererhöhung versandten 
Bescheide hat die ekom21 für die Bescheid Erstellung inkl. kuvertieren, frankieren und versenden 5.803,17 
€ in Rechnung gestellt. 

Zu den durch die ekom21 gestellten Rechnungen kommen noch gestiegene Kosten, welche sich in der IKZ-
Abrechnung niederschlagen, Diese orientieren sich an den durch die Buchungen ergebenden Fallzahlen. 
Wenn man die in 2023 entstandenen Buchungssätze in die Abrechnung von 2022 zu Vergleichszwecken 
einfügt kommt man auf ~ 17.850 €. 

IKZ-Mehrkosten werden sind auch bei EINEM VERSCHOBENEN BESCHEID ergeben, denn den 
MEHRAUFWAND, welchen die Teams von Stadtkasse und Steueramt auffangen müssen, werden wir 
natürlich an den kostenverursachenden IKZ Partner weitergeben. Folglich spart die Stadt Oestrich- Winkel 
nur die durch die Ekom21 ein zweites Mal in Rechnung gestellten Kosten in Höhe von rund 5.800 € ein und 
erzielt einen erfahrungsgemäß schlechteren Bürgerservice gepaart mit einer erhöhten Unzufriedenheit. 

Die Bürger sind es seit Jahren gewohnt ihre Bescheide in der letzten Januarwoche zu erhalten. Diese 
Bescheide ergehen in Oestrich-Winkel in der Regel, um die Abfallgebühren des Vorjahres abzurechnen. Dies 
geschieht im Zusammenhang mit den Sollstellungsbescheiden der Grundsteuer B. Es erhalten nicht alle 
jährlich einen Grundsteuer A-Bescheid. Auch wenn die Bescheide der Vorjahre Ihre Gültigkeit als 
Zahlungsgrundlage behalten, bedenken dies viele Bürger in der Regel NICHT. Es häufen sich Anfragen, wann 
die Abrechnung kommt (für die Nebenkostenabrechnung, für die Steuererklärungen), mit dem 
Abbuchungslauf kommen die Anrufe, wieso wir Abbuchen, wenn noch gar kein Bescheid ergangen ist. 
Mahnläufe für diese Abgaben würden wir in diesem aussetzen, denn das würde das Chaos perfekt machen. 
Nach dem verspäteten Versand häufen sich die Anfragen, wo denn nun die aufgrund des alten Bescheides 
geleisteten Zahlungen zu ersehen/berücksichtigt sind, genauso wie die Anrufe, nach dem dann 
stattgefundenen Mahnlauf, weil viele Bürger die verschobenen Fälligkeiten nicht berücksichtigen und in 
Zahlungsverzug geraten. 

Auch aus diesem Grund haben wir den Bescheid Versand für die zum 01.01.2023 beschlossene 
Grundsteuererhöhung am 11. April 2023 durchgeführt. Dies wurde bewusst soweit hinausgezögert, dass 
die Nachforderung für die erste Quartalsfälligkeit auf den 14.05.2023 fällt und somit unmittelbar mit der 
Fälligkeit 15.05.2023 abgebucht werden kann. Somit entfällt ein gesonderter Fälligkeitstermin, welcher im 
schlimmsten Fall die Abbuchung oder aber die Mahnung von Cent oder „kleinen“ Euro Beträgen zur Folge 
gehabt hätte. 

Wir bleiben bei unserem Standpunkt: Wird nicht pünktlich -im alten Jahr- beschlossen, werden zwei 
Bescheide innerhalb des ersten Halbjahres des neuen Jahres ergehen. Die negativen Erfahrungen in der 
Vergangenheit, welche sich auf die organisatorischen und administrativen Abläufe zum Nachteil der 
Mitarbeitenden des Kassen- und Steueramtes ausgewirkt haben, bestärken uns in dieser Vorgehensweise. 
Zudem muss eine einheitliche Arbeitsweise innerhalb des Verbundes vorherrschen um effektiv und effizient 
arbeiten zu können. 

 
Anfrage SPD-Fraktion: Schulumlage Grundschule Hallgarten 

In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 27. April 2023 hatte SV Sinß im Nachgang und 
Ergänzung zur Anfrage betr. Schulumlagenkompensation Grundschule Hallgarten in der SV vom 27. März 
2023 um die Zurverfügungstellung der Berechnungsgrundlage und des Schriftverkehrs hinsichtlich der 
Kompensation der Schulumlage für die Grundschule Hallgarten gebeten. Diese sollten mit dem Protokoll 
nachgereicht werden, die entsprechende Protokollnotiz enthielt diese Angaben aber nicht, sondern 
lediglich die bereits bekannten Angaben durch die beantwortete o.g. Anfrage in der SV vom 27. März 2023. 
Auch die wiederholte Bitte im Nachgang, diese Informationen zur Verfügung zu stellen, wurde nicht erfüllt. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wann werden den Stadtverordneten oder zumindest den HFA-Mitgliedern die gewünschten Unterlagen 
zur Verfügung gestellt? 
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Da das Verfahren aktuell noch läuft wird um Verständnis gebeten, dass die Unterlagen derzeit noch nicht 
zur Verfügung gestellt werden können. 

2. Welche Schritte hat der Magistrat seit März 2023 unternommen, um vom Rheingau-Taunus-Kreis die 
bisher nicht erhaltenen Beitragsreduzierungen im Zuge von entstandenen Personalkostensteigerungen 
beim Schulverwaltungspersonal seit 2005 nachträglich einzufordern (bitte mit Datumsangabe)?  

Die Stadtverwaltung hat mehrfach (10.02.2023, 24.03.2023, 18.07.2023 sowie mehrere Telefonate und 
persönliche Gespräche) beim RTK angefragt, um eine Einigkeit zu erzielen – leider bisher ergebnislos. 

Wie gedenkt der Magistrat mit dem unzureichenden Angebot des Kreises für die Vergangenheit und der für 
die Zukunft angebotenen Festschreibung auf jeweils fünf Jahre umzugehen, welche Gremien werde dazu 
die abschließende Entscheidung treffen? 

Der Magistrat der Stadt Oestrich-Winkel sucht das Gespräch in der Angelegenheit mit dem neuen Landrat 
und wird hiernach beraten und im Anschluss den städtischen Gremien berichten. 

3. Welche Schritte hat der Magistrat bisher unternommen, um vom Rheingau-Taunus-Kreis die bisher nicht 
steigenden Bewirtschaftungskosten – allein schon wegen der gestiegenen Energiepreise, aber auch andere 
gestiegene Bewirtschaftungskosten –kompensiert zu bekommen (bitte mit Datumsangabe)?  

Siehe Frage 2. 

 
Anfrage SPD-Fraktion: Stellenplan im genehmigten Haushalt 

Entgegen der in die Haushaltsberatungen 2023 eingebrachten Haushaltsfassung mit 0 vorgesehen A14- und 
drei A13-Beamtenstellen (Stellenplan „Teil A Beamte“) weist der nun genehmigte Stellenplan im „Teil A 
Beamte“ zwei A14- und eine A13-Beamtenstellen aus. Nur eine der beiden Stellen ist für den Anfragesteller 
erklärbar durch die im Rahmen der Haushaltsberatung beschlossene Höhergruppierung der 
Kämmereileiterstelle von A13 auf A14.  

Vor diesem Hintergrund bitten wir um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Um welche zweite A14-Stelle handelt es sich hierbei? 

Die zweite A14-Stelle wurde erstmalig im Doppelhaushalt 2020/2021 eingerichtet. Es handelt sich um die 
Stelle Fachbereichsleitung Ordnungsamt. Dies war die Beförderung des damaligen Fachbereichsleiters. 
Dieser war zum 01.02.2019 in den höheren Dienst gewechselt (Laufbahnwechsel) und zum 01.02.2020 in 
die A14 gekommen. 

Im Entwurf für den Haushalt 2023 war diese Stelle versehentlich als A13 Stelle ausgewiesen, was im 
endgültigen Haushalt bereinigt wurde. 

2. Auf welcher Beschlussgrundlage erfolgte nun entgegen dem beschlossenen Haushaltsplan die 
Eingruppierung als A14-Stelle? 

Die Eingruppierung erfolgte gemäß dem von der SV beschlossenen Haushaltsplan mit Magistratsbeschluss 
vom 13.01.2020 

Nachfrage SV Sinß: Dann haben die Stadtverordneten im Rahmen der Haushaltsberatungen 2023 aber 
diese Stelle - wenn auch basierend auf einem Fehler - nur als A13-Stelle beschlossen und es wurde 
nachträglich korrigiert, ohne dass die Stadtverordneten darüber informiert wurden? 

Antwort Erster Stadtrat: Ja, wird noch erläutert. 
 

 
 Vorlagen aus früheren Sitzungen 

 
3. Antrag CDU: Gemeindepfleger/-in für Oestrich-Winkel 

AT-63/2023 
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Bericht JSSK: SV Müller 
weitere Wortbeiträge: SV Heine, SV Sinß, SV Schäfer, SV Klepper 
 
Ergänzungsantrag SPD 
Ziel dieser Stelle ist es, dass im Förderzeitraum Strukturen geschaffen werden, um nach Ablauf des 
Förderzeitraums das als wichtig erachtete Aufgabengebiet vollständig oder zumindest mit signifikanter 
ehrenamtlicher Unterstützung zu bewältigen, um den städtischen Personalkostenanteil möglichst gering zu 
halten. 
Abstimmung: 14 Ja-Stimmen, 15 Nein-Stimmen mehrheitlich abgelehnt. 
 
Beschluss 
In Oestrich-Winkel soll mit finanzieller Unterstützung des Landes eine Stelle für eine Gemeindepflegerin 
oder einen Gemeindepfleger geschaffen und besetzt werden.  
 
Der Magistrat wird beauftragt, hierfür die Voraussetzungen zu schaffen sowie in Abstimmung mit dem 
Rheingau-Taunus-Kreis und über ihn beim Land einen Antrag auf Aufnahme in das entsprechende 
Landesprogramm und auf Förderung der Personalstelle zu stellen. 
 
Abstimmung 
Mehrheitlich zugestimmt. 
 
 Neue Vorlagen des Magistrats 

 
4. Vergabe BHKW-Grundstück Auf der Fuchshöhl 8 für Mietraum 

BV-76/2023 
 
Einbringung der Vorlage: Erster Stadtrat Sommer 
Bericht HFA: SV Wieczorek 
weitere Wortbeiträge: SV Prasser-Strith, SV Hammer, SV Sinß, Erster Stadtrat Sommer 
 
Beschluss 
Das Grundstück Gemarkung Mittelheim, Flur 17, Flurstück 350 (Fuchshöhl Hausnr. 8) wird zum Preis von 
250,- €/m² an die WETON Massivhaus GmbH, Limburg, verkauft. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
5. Verkauf von Flächen und Baumaßnahmen rund um die Hallgarter Zange 

BV-104/2023 
 
Einbringung der Vorlage: Erster Stadtrat Sommer 
Bericht UPB: SV Bleuel 
Bericht HFA: SV Wieczorek 
weitere Wortbeiträge: SV Schäfer, SV Dr. Möller, SV Laube, SV Sinß 
 
Beschluss 

1. Die Stadt Oestrich-Winkel begrüßt das Bemühen um eine Aufwertung des Bereichs um die Hallgarter 
Zange, die dauerhaft eine anspruchsvolle Nutzung für Bürgerinnen und Bürger und unsere Gäste 
sicherstellt. 

 
2. Das Vorhaben des Investors ist sehr komplex, weshalb vor einer endgültigen Entscheidung zunächst 

zu klären ist: 
a. Eigentums- und Gesellschaftsverhältnisse  
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b. Rechtslage zu Vereinbarungen mit früheren Nutzern/Eigentümern/Pächtern 
 
3. Zu den einzelnen Vorschlägen wird - vorbehaltlich der Klärung vorstehender Fragen - wie folgt 

Stellung genommen: 
a. Veräußerung der Zufahrtstraße zwischen Kreistanne und Hallgarter Zange unter Vereinbarung eines 

Wiederkaufrechtes und weiterer Sanktionen zugunsten der Stadt, falls der Investor die 
Vereinbarungen nicht erfüllt, außerdem umfassende und grundbuchlich gesicherte Nutzungsrechte 
für Stadt, Forst und jegliche Waldbesucherinnen und Waldbesucher 

b. Der Verkauf weiterer Flächen parallel zur Zufahrtsstraße wird kritisch gesehen und bedarf noch 
weiterer Erörterungen mit dem Forst und den Jagdpächtern, um die Notwendigkeit zu verifizieren, 
insbesondere ob ein eventueller zusätzlicher Forstwirtschaftsweg in den gewünschten Dimensionen 
erforderlich ist. 

c. Parkplatz-Erweiterung bedarf weiterer Erörterung und wird befürwortet, sofern eine freie Nutzung 
für alle Waldbesucherinnen und Waldbesucher gewährleistet ist 

d. Kein Verkauf des Brunnens, aber Einräumung uneingeschränkter Nutzungsrechte zugunsten 
Grundstück der Hallgarter Zange 

e. Verkauf allenfalls kleinflächiger Arrondierungen rund um das jetzige Areal, sofern hierfür eine 
Notwendigkeit dargelegt werden kann 

f. Zum Bau eines Kellers oder weiterer Gebäude im Hof der Hallgarter Zange wird Zustimmung 
signalisiert, sofern die zuständigen Behörden (Untere Naturschutzbehörde, Bauaufsichtsbehörde) 
keine rechtlichen Probleme sehen und die folgenden Bedingungen erfüllt sind 

- Höhe der bestehenden Nebengebäude darf nicht überschritten werden 
- Zahl und Nutzung der Neubauten muss noch abgestimmt werden 
- Gastronomie-Öffnung auch für Nicht-Hausgäste 
- Toilettennutzung für Externe während der üblichen Öffnungszeiten 
- Betretungsmöglichkeit Turm für jeden zu üblichen Zeiten und gegen Gebühr 
- Nachweis der ordnungsgemäßen Frischwasserversorgung und Abwasser-Entsorgung 
- Verlegung der Löschwasser-Zisterne erst nach Nachweis der ordnungsmäßigen 

Nutzungsmöglichkeit des neuen Löschteiches (Anfahrt für Feuerwehrfahrzeuge) 
- Keine Instandhaltungspflicht der Stadt für Betonstraße zur Zange 
- Kein Winterdienst der Stadt auf Betonstraße zur Zange 
 

4. Der Löschung der Grundbucheinträge wird nicht zugestimmt 
 
5. Der Umleitung der Wanderwege, die ohnehin an der Zange vorbei und nicht hindurchführen, wird 

nicht zugestimmt. 
 
Abstimmung 
Bei 6 Gegenstimmen mehrheitlich zugestimmt. 
 
6. Jahresabschluss 2022 Eigenbetrieb Kultur und Freizeit 

BV-80/2023 
 
Bericht HFA: SV Wieczorek 
 
Beschluss 
1. Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Kultur und Freizeit für das Jahr 2022 wird festgestellt. 
2. Der Verlust in Höhe von 195.396,08 € wird von der Stadt übernommen. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
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7. Förderprogramm Lebendige Zentren (früher: Städtebaulicher Denkmalschutz) für die 
Gesamtmaßnahme „Brentanopark – Rheinufer – Bahnhof“ der Stadt Oestrich-Winkel 
hier: Jährliche Berichterstattung zum Förderprogramm und Kosten- und Finanzierungsübersicht 
(KoFi) 
BV-100/2023 

 
Bericht UPB: SV Bleuel 
 
Beschluss 
Die Berichterstattung über die Kosten- und Finanzierungsübersicht sowie der Stand der Umsetzung der 
einzelnen Projekte werden zur Kenntnis genommen.  
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
8. Ausfallbürgschaft für die Rheingauwasser GmbH 

BV-102/2023 
 
Bericht HFA: SV Wieczorek 
 
Beschluss 
Der Übernahme einer Ausfallbürgschaft für ein bei der Deutsche Kreditbank AG aufzunehmendes Darlehen 
der Rheingauwasser GmbH in Höhe von 28 %, entsprechend der Anteile der Stadt Oestrich-Winkel am 
Stammkapital, wird zugestimmt. 
 
Die Gesamthöhe des Darlehens beträgt 1.400.000,00 EUR. Der Anteil an der Ausfallbürgschaft durch die 
Stadt Oestrich-Winkel beträgt 392.000,00 EUR. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
9. Vorschlagsliste der Schöffinnen und Schöffen für die Amtsperiode 2024-2028 

BV-84/2023 
 
Bericht HFA: SV Wieczorek 
 
Beschluss 
Die in der Anlage zu dieser Vorlage befindlichen Personen werden der Justizverwaltung zur Ernennung als 
Schöffin bzw. Schöffe beim Amtsgericht bzw. Landgericht für die Amtsperiode 2024 – 2028 vorgeschlagen. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
10. Nachwahl eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung der ekom 21 - 

KGRZ Hessen 
BV-93/2023 

 
Keine weiteren Wahlvorschläge 
Abstimmung per Akklamation 
 
Beschluss 
1. Erster Stadtrat Björn Sommer wird als Vertreter in die Verbandsversammlung der ekom21 – KGRZ Hessen 
gewählt. 
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2. Stadtrat Thomas Speth wird als Vertreter in die Verbandsversammlung der ekom21 – KGRZ Hessen 
gewählt. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
 Neue Anträge von Fraktionen 

 
 
11. Antrag B90/GRÜNE: Lärmschutz für die Weinprobierstände Fähre und Oestrich 

AT-105/2023 
 
Antragsbegründung: SV Dr. Möller 
Bericht UPB: SV Bleuel 
weitere Wortbeiträge: SV Laube, SV Dr. Möller, SV Reichbauer 
Geschäftsordnungsantrag SV Schäfer: Zurückverweisung in den UPB 
 
Beschluss 
Der Antrag wird in den Ausschuss UPB zurückverwiesen. 
 
Abstimmung 
Mehrheitlich zugestimmt. 
 
12. Antrag B90/GRÜNE: Kommunale Wärmeplanung 

AT-106/2023 
 
Antragsbegründung: SV Prasser-Strith 
Bericht UPB: SV Bleuel 
weitere Wortbeiträge: SV Dillmann, SV Laube 
 
Abstimmung über den Änderungsantrag der SPD: 
 
Beschluss 
1. Die Stadtverordnetenversammlung bekennt sich zu dem Ziel der Bundesregierung, bis 2030 auch in 
Oestrich-Winkel den Wärmeenergiebedarf aus mindestens 65% erneuerbaren Energien zu generieren. 
2. Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob die Stadt bereits vor der gesetzlich festgelegten Frist bis 2028 
eine kommunale Wärmeplanung für Oestrich-Winkel entwickeln kann unter der Voraussetzung, dass die 
Datenerhebung wie auch vom Gesetzgeber vorgesehen nicht durch die Verwaltung selbst zu erfolgen hat 
und Fördermittel dafür auch bei einer früheren Umsetzung abrufbar sind. 
3. Der Stadtverordnetenversammlung ist über das Ergebnis zu berichten. 
 
Abstimmung 
Zu 1. Mehrheitlich zugestimmt. 
Zu 2. Einstimmig bei einigen Enthaltungen. 
Zu 3. Einstimmig bei 3 Enthaltungen. 
 
13. Antrag B90/GRÜNE / SPD: Bestattungswald in Oestrich-Winkel 

AT-107/2023 
 
Antragsbegründung: SV Reichbauer 
Bericht UPB: SV Bleuel 
weitere Wortbeiträge: Erster Stadtrat Sommer, SV P. Stavridis, SV Dillmann, SV Schäfer, SV Hamm, SV Sinß 
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Beschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, gemeinsam mit der Friedhofskommission bis 
Ende des Jahres ein Planungskonzept zur Umsetzung eines Bestattungswaldes in Oestrich-Winkel 
vorzulegen. 
 
Diese Planungen sollen enthalten: 

• Prüfung von Vorschlägen für ein entsprechendes Grundstück 
• Kontaktaufnahme mit den Nachbarkommunen, ob ein gemeinsames Projekt vorstellbar ist. 
• Eine Aufstellung der Kosten für einen Bestattungswald (einmalige Einrichtung, mögliche 

Planungskosten, laufender Betrieb, Kosten für Gebührenneukonstruktion) vorzulegen. 
• Das Planungskonzept soll neben einem möglichen Gelände und einer Aufstellung der Kosten auch 

einen realistischen Zeitplan zur Inbetriebnahme enthalten. 
 
Abstimmung 
Mehrheitlich zugestimmt. 
 
14. Antrag SPD: Raum für Naherholung und Freizeit erweitern 

AT-108/2023 
 
Antragsbegründung: SV Seb. Busch 
Bericht UPB: SV Bleuel 
 
Beschluss 
1. Die Stadt bekennt sich zum Wert von Naherholung und Freizeit und setzt sich deshalb zum Ziel, mehr 
Familien einen Garten als Erholungsraum zu ermöglichen. Dazu soll die Stadt im Rahmen der 
Fortschreibung bzw. Überarbeitung des Flächennutzungsplans prüfen, wo und unter welchen 
Voraussetzungen weitere Kleingärtenflächen ausweisbar sind, sowohl in Form von Erweiterungen 
bestehender Kleingartenflächen wie zum Beispiel dem Freizeit- und Erholungsgebiet Waldäcker wie auch 
durch die Schaffung neuer Flächen. 
2. Bei aktuell freiwerdenden städtischen Gartenflächen soll geprüft werden, ob ab einer bestimmten Größe 
auch eine Teilung sinnvoll ist, um mehreren Personen das Angebot für einen Garten als Raum für 
Naherholung und Freizeit zu ermöglichen. 
3. Der Zustand des Wegenetzes und der Wege selbst ist angemessen instandzuhalten. 
4. Im Gebiet Waldäcker sollen die Beschlüsse zur Wiederherstellung bzw. Neuerrichtung eines Lehrpfads 
endlich umgesetzt und ein entsprechendes Konzept inklusive möglicher Fördermöglichkeiten erstellt 
werden. 
5. Der Magistrat wird ferner beauftragt zu prüfen, ob es eine rechtliche Handhabe gegen die zum Teil 
horrenden Abstandszahlungen bei Pächterwechseln gibt. 
 
Abstimmung 
Mehrheitlich zugestimmt. 
 
 Mitteilungen 

 
 
15. Genehmigungsverfügung der Regierungspräsidentin des Regierungsbezirks Darmstadt vom 12. 

Mai 2023 über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 2023. 
MI-79/2023 

 
Kenntnis genommen. 
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16. Gesamtkonzept zur Anschaffung zusätzlicher einheitlicher Weihnachtsbeleuchtung 
MI-88/2023 

 
Kenntnis genommen. 
 
 

 
 
 
Oestrich-Winkel, 18.07.2023 
 
 
 

Stadtverordnetenvorsteherin 
Aylin Sinß 

 Schriftführerin 
Nadja Riedel 

 
 
 



 

Fraktion CDU 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-63/2023 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Almut Hammer 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur 26.04.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 27.04.2023 

Stadtverordnetenversammlung 08.05.2023 

Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur 05.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 

 
Antrag CDU: Gemeindepfleger/-in für Oestrich-Winkel 
 

 
 
Antragstext 
 
Ursprungsantrag CDU 
In Oestrich-Winkel soll mit finanzieller Unterstützung des Landes eine Stelle für eine Gemeindepflegerin oder 
einen Gemeindepfleger geschaffen und besetzt werden.  
Der Magistrat wird beauftragt, hierfür die Voraussetzungen zu schaffen sowie in Abstimmung mit dem 
Rheingau-Taunus-Kreis und über ihn beim Land einen Antrag auf Aufnahme in das entsprechende 
Landesprogramm und auf Förderung der Personalstelle zu stellen. 
 
Ergänzungsantrag SPD 
Ziel dieser Stelle ist es, dass im Förderzeitraum Strukturen geschaffen werden, um nach Ablauf des 
Förderzeitraums das als wichtig erachtete Aufgabengebiet vollständig oder zumindest mit signifikanter 
ehrenamtlicher Unterstützung zu bewältigen, um den städtischen Personalkostenanteil möglichst gering zu 
halten. 
 
 
Begründung 
 
Das Landesprogramm „Gemeindepflegerinnen und Gemeindepfleger“, das auf dem erfolgreichen 
Modellprojekt „Gemeindeschwester 2.0“ aufbaut, ist ein wirkungsvolles Instrument, um die 
Gesundheitsversorgung und soziale Teilhabe älterer Menschen gerade im ländlichen Raum zu sichern und zu 
verbessern. Dies zeigen auch die bestehenden Förderstandorte im Rheingau-Taunus. 
 
Eine Gemeindepflegerin oder ein Gemeindepfleger leistet mit Hausbesuchen, telefonischen Beratungen und 
Sprechstunden präventive Sorgearbeit und wirkt Pflegebedürftigkeit und Vereinsamung entgegen. Sie/er 
erfasst einen sich abzeichnenden Unterstützungsbedarf und organisiert die notwendigen Hilfen vor Ort, 
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damit Seniorinnen und Senioren möglichst lange selbstständig in der vertrauten Umgebung wohnen und am 
Leben teilnehmen könnten. Auf diese Weise wird eine Lücke zwischen medizinischer und pflegerischer 
Versorgung sowie Angeboten der sozialen Teilhabe geschlossen. Das sich Kümmern um die psychosozialen 
Belange gehört zu den Kernaufgaben der Betreuung. 
 
Durch ein solches Angebot, das im Mehrgenerationenhaus angesiedelt werden sollte, kann die soziale 
Infrastruktur in Oestrich-Winkel weiter ausgebaut und verbessert werden. Hierfür soll das Programm des 
Landes Hessen genutzt werden. Das Land hat begonnen, die Zahl der Förderstandorte weiter aufzustocken, 
nachdem der Landtag die Programmmittel für 2023 und 2024 erhöht hat. 
 
Die Landesförderung umfasst 80 Prozent der Personalkosten - maximal 50.000 Euro pro Jahr bezogen auf 
eine Vollzeitstelle. Sie kann bis zu drei Jahre erfolgen. Anträge können über den Kreis beim Hessischen 
Ministerium für Soziales und Integration in diesem Jahr noch bis zum 30. Juni und 31. Oktober gestellt 
werden. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Angesichts der Zeitschiene dürften in 2023 Jahr geringe Mittel erforderlich sein. Falls eine Besetzung 
dennoch schon dieses Jahr erfolgen könnte, dürften aber sicherlich Haushaltsreste von unbesetzten Stellen 
ausreichen. 
 
2024 muss die Stelle im Haushalt veranschlagt werden. 
 
 
 
Oestrich-Winkel, 17.04.2023 
 
 
Fraktionsvorsitz 
 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-76/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen 610-20 

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Joerg Waldmann 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 15.05.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 06.07.2023 

Ortsbeirat für den Ortsbezirk Mittelheim 19.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
 
Vergabe BHKW-Grundstück Auf der Fuchshöhl 8 für Mietraum 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Das Grundstück Gemarkung Mittelheim, Flur 17, Flurstück 350 (Fuchshöhl Hausnr. 8) wird zum Preis von 
250,- €/m² an die WETON Massivhaus GmbH, Limburg, verkauft. 
 
 

Sachverhalt  

Das Grundstück wurde bis 8. Mai 2023 nochmals im Wiesbadener Kurier, Rheingau Echo, auf 
Immobillienscout24 und der städtischen website öffentlich angeboten. Es gingen zwei Angebote ein:  
205,88 €/m² seitens Jochen und Chantal Rübenach, Oestrich-Winkel und 250,- €/m² seitens der WETON 
Massivhaus GmbH, Limburg (siehe Anlagen). 
Das Angebot der WETON ist auf Grund des höheren Angebotspreises bei gleichzeitig anzunehmender guter 
fachlicher Eignung vorzuziehen. 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Bei Verkauf an die WETON Einnahmen in Höhe von 958 m² x 250 €/m² = 239.500,- € 
 
 
Anlage(n) 
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1. Angebote_BHKW-Grundstück_100523 
 
 
Oestrich – Winkel, 10.05.2023 
 
 
Dezernatsleiter  



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-104/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Nicole Ermler 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.06.2023 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 04.07.2023 

Ortsbeirat für den Ortsbezirk Hallgarten 05.07.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 06.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
Verkauf von Flächen und Baumaßnahmen rund um die Hallgarter Zange 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Die Stadt Oestrich-Winkel begrüßt das Bemühen um eine Aufwertung des Bereichs um die 
Hallgarter Zange, die dauerhaft eine anspruchsvolle Nutzung für Bürgerinnen und Bürger und 
unsere Gäste sicherstellt. 
 

2. Das Vorhaben des Investors ist sehr komplex, weshalb vor einer endgültigen Entscheidung zunächst 
zu klären ist: 

a. Eigentums- und Gesellschaftsverhältnisse  
b. Rechtslage zu Vereinbarungen mit früheren Nutzern/Eigentümern/Pächtern 

 
3. Zu den einzelnen Vorschlägen wird - vorbehaltlich der Klärung vorstehender Fragen - wie folgt 

Stellung genommen: 
a. Veräußerung der Zufahrtstraße zwischen Kreistanne und Hallgarter Zange unter 

Vereinbarung eines Wiederkaufrechtes und weiterer Sanktionen zugunsten der Stadt, falls 
der Investor die Vereinbarungen nicht erfüllt, außerdem umfassende und grundbuchlich 
gesicherte Nutzungsrechte für Stadt, Forst und jegliche Waldbesucherinnen und 
Waldbesucher 

b. Der Verkauf weiterer Flächen parallel zur Zufahrtsstraße wird kritisch gesehen und bedarf 
noch weiterer Erörterungen mit dem Forst und den Jagdpächtern, um die Notwendigkeit zu 
verifizieren, insbesondere ob ein eventueller zusätzlicher Forstwirtschaftsweg in den 
gewünschten Dimensionen erforderlich ist. 
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c. Parkplatz-Erweiterung bedarf weiterer Erörterung und wird befürwortet, sofern eine freie 
Nutzung für alle Waldbesucherinnen und Waldbesucher gewährleistet ist. 

d. Kein Verkauf des Brunnens, aber Einräumung uneingeschränkter Nutzungsrechte 
zugunsten Grundstück der Hallgarter Zange 

e. Verkauf allenfalls kleinflächiger Arrondierungen rund um das jetzige Areal, sofern hierfür 
eine Notwendigkeit dargelegt werden kann 

f. Zum Bau eines Kellers oder weiterer Gebäude im Hof der Hallgarter Zange wird 
Zustimmung signalisiert, sofern die zuständigen Behörden (Untere Naturschutzbehörde, 
Bauaufsichtsbehörde) keine rechtlichen Probleme sehen und die folgenden Bedingungen 
erfüllt sind 
- Höhe der bestehenden Nebengebäude darf nicht überschritten werden 
- Zahl und Nutzung der Neubauten muss noch abgestimmt werden 
- Gastronomie-Öffnung auch für Nicht-Hausgäste 
- Toilettennutzung für Externe während der üblichen Öffnungszeiten 
- Betretungsmöglichkeit Turm für jeden zu üblichen Zeiten und gegen Gebühr 
- Nachweis der ordnungsgemäßen Frischwasserversorgung und Abwasser-Entsorgung 
- Verlegung der Löschwasser-Zisterne erst nach Nachweis der ordnungsmäßigen 

Nutzungsmöglichkeit des neuen Löschteiches (Anfahrt für Feuerwehrfahrzeuge) 
- Keine Instandhaltungspflicht der Stadt für Betonstraße zur Zange 
- Kein Winterdienst der Stadt auf Betonstraße zur Zange 

 
4. Der Löschung der Grundbucheinträge wird nicht zugestimmt. 

 
5. Der Umleitung der Wanderwege, die ohnehin an der Zange vorbei und nicht hindurchführen, wird 

nicht zugestimmt. 

 
 

Sachverhalt  

Am 06.12.2022 hat die PVM Private Values Media AG (nachstehend PVM) ein umfangreiches Angebot zum 
Ankauf von Flächen rund um die Hallgarter Zange sowie damit verbundenen projektierten Baumaßnahmen 
an den Magistrat Stadt Oestrich-Winkel übersendet (siehe Anlage 1). 
Die Stadtverwaltung hat hierzu unter Hinzuziehung der Unteren Bauaufsichtsbehörde, der Unteren 
Naturschutzbehörde, Hessen Forst und dem Naturpark Rheingau Taunus ausführlich Stellung genommen 
und kam zu dem Schluss, dass die geplanten Bauvorhaben sowie der Flächenankauf durch die PVM seitens 
der Stadtverwaltung nicht befürwortet wird (siehe Mitteilungsvorlage, Anlage 2). 
Daraufhin wurde ein Arbeitskreis aus jeweils einem Magistratsmitglied jeder Fraktion, Vertreter/-innen der 
Stadtverwaltung, der Verwaltungsleitung sowie dem Inverstor (PVM) gebildet. 
Das Ergebnis der ersten gemeinsamen Sitzung am 14.04.2023 ist aus der Mitteilungsvorlage, Anlage 3 zu 
ersehen. 
 
In einem zweiten Gesprächstermin im Rahmen des genannten Arbeitskreises am 02.06.2023 wurde der 
PVM mitgeteilt, dass weder die Löschung der Grundbucheintragungen noch der Verkauf des Brunnens von 
den Arbeitskreismitgliedern befürwortet werden.  
 
Nach eingehendem Austausch wurde vereinbart, dass Herr Magsamen zur Abklärung der rechtlichen 
Fragen eine formale Bauvoranfrage bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde des Rheingau-Taunus-Kreises 
einreicht. 
Das neue Angebot liegt nun vor, es ist dieser Vorlage beigefügt.  
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Hinsichtlich der Ausgestaltung der Hallgarter Zange als Trauzimmer gab es verschiedene Besprechungen, 
die zurzeit die Möglichkeit beinhalten, Trauungen als jeweils separat anzumeldende Sonderveranstaltung 
durchzuführen. In Aussicht gestellt wurde, dass bei einem dauerhaften geordneten Gastronomiebetrieb die 
Ausweisung eines dauerhaften Trauortes wieder denkbar ist. 
 
Die im Grundbuch zugunsten der Stadt eingetragenen Rechte sollten bestehen bleiben, auch wenn es 
unrealistisch erscheint, dass die Stadt jemals das Vorkaufsrecht ausüben würde. 
 
Der Magistrat empfiehlt eine eingehende Beratung in der Stadtverordnetenversammlung und den 
Fachausschüssen sowie im Hallgartener Ortsbeirat. 
 
 

 
Anlage(n) 

1. 20221206_KaufangebotPVM_Anlage1 
2. Vorlage MI-51/2023 Anlage 2 
3. Mitteilungsvorlage_MI-75-2023_Anlage 3 
4. 20230427-Er_Gesprächsvermerk_Anlage 3a 
5. 20230616-Er_Angebot_2_Magsamen_Ankauf_Flächen_Zange_Anlage 4 
6. 20230506_Schreiben_ Magsamen_Zange_Anlage5 
7. 20230506-16.1 Konzept Planung Anlage6 
8. 20230506-16.8 Lageplan_Schnitt Anlage7 
9. 20230506_16.7 Lageplan_Anlage8 
 
 
Oestrich – Winkel, 21.06.2023 
 
 
Dezernatsleiter  



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-80/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen Ki. 

Dezernat / Fachbereich Eigenbetriebe  

Vorlagenerstellung Frank Kirsch 
 
Verfahrensgang Termin 

Betriebskommission Kultur und Freizeit 21.06.2023 

Magistrat 26.06.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 06.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
 
Jahresabschluss 2022 Eigenbetrieb Kultur und Freizeit 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Kultur und Freizeit für das Jahr 2022 wird festgestellt. 
2. Der Verlust in Höhe von 195.396,08 € wird von der Stadt übernommen. 
 
 

Sachverhalt  

Gemäß § 22 Hess. Eigenbetriebsgesetz ist für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ein Jahresabschluss 
aufzustellen, der aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang besteht. 
Er ist nach § 27 Abs. 3 Eigenbetriebsgesetz nach Prüfung durch den Abschlussprüfer mit dessen Bericht und 
den Stellungnahmen der Betriebsleitung und der Betriebskommission über den Magistrat der 
Stadtverordnetenversammlung vorzulegen. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die 
Verwendung des Jahresgewinns oder die Behandlung des Jahresverlustes. 
Der von der Betriebsleitung vorgelegte Jahresabschluss und Lagebericht zum 31. Dezember 2021 wurde 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RHG Treuhand GmbH geprüft. 
Als Ergebnis der Prüfung wurde dem Eigenbetrieb Kultur und Freizeit der uneingeschränkte 
Bestätigungsvermerk erteilt. Hiernach hat die Prüfung zu keinen Einwendungen geführt. 
Die Erfolgsübersicht und die Entwicklung des Eigenbetriebs im geprüften Wirtschaftsjahr können aus dem 
Bericht des Abschlussprüfers sowie dem Lagebericht der Betriebsleitung entnommen werden. 
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Gesetzliche Grundlagen 
 
§ 22  Eigenbetriebsgesetz  
Jahresabschluss  
Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss aufzustellen, der aus der Bilanz, der 
Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang besteht. Die allgemeinen Vorschriften, die 
Ansatzvorschriften, die Vorschriften über die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung, die 
Bewertungsvorschriften und die Vorschriften über den Anhang für den Jahresabschluss der großen 
Kapitalgesellschaften im Dritten Buch des Handelsgesetzbuches finden sinngemäß Anwendung, soweit sich 
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.  
 
§ 27  Eigenbetriebsgesetz   
Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
(1) Die Betriebsleitung hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres aufzustellen, unter Angabe des Datums zu 
unterschreiben und der Betriebskommission vorzulegen. 
 
(2) Die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von einem durch die 
Gemeindevertretung zu bestimmenden Abschlussprüfer nach den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches zu prüfen, soweit sich aus diesem 
Gesetz oder einer hierzu ergangenen Rechtsverordnung nichts anderes ergibt. Die Prüfung erstreckt sich 
auch auf die Buchführung, auf die nach § 24 Abs. 3 vorgeschriebene Erfolgsübersicht und auf die 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung; dabei ist zu untersuchen, ob zweckmäßig und wirtschaftlich 
verfahren wurde. Über die Prüfung ist schriftlich in entsprechender Anwendung des § 53 Abs. 1 Nr. 2 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes zu berichten. Das Nähere bestimmt der Minister des Innern durch 
Rechtsverordnung. 
 
(3) Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht sind nach Prüfung durch den 
Abschlussprüfer mit dessen Bericht und den Stellungnahmen der Betriebsleitung und der 
Betriebskommission über den Gemeindevorstand der Gemeindevertretung vorzulegen. Der 
Jahresabschluss soll innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Wirtschaftsjahres festgestellt werden. 
Gleichzeitig beschließt die Gemeindevertretung über die Verwendung des Jahresgewinnes oder die 
Behandlung des Jahresverlustes. 
 
 
Freibad 
Gegenüber dem Planansatz (-125.435,00 €) entstand ein um 15.911,21 € höherer Verlust. 
Grund hierfür war eine nicht vorhersehbare Nachzahlung von SV-Beiträgen für frühere Jahre, aufgrund 
einer Betriebsprüfung der Deutschen Rentenversicherung, in Höhe von 22.446,44 €.   
Die Umsatzerlöse stiegen nach der Pandemie wieder deutlich an. Ferner konnten erstmals eigene 
Kinderschwimmkurse durchgeführt werden, welche zu zusätzlichen Einnahmen führten. 
Durch die verlängerten Öffnungszeiten und starker Zunahme der Besucherzahlen stiegen die 
Aufwendungen in allen Bereichen deutlich an. 
In diesem Zusammenhang wird auf die Ausführungen im Jahresabschluss- und Lagebericht verwiesen. 
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Zur Veranschaulichung folgende Darstellung: 
 
Ergebnisse des Freibades Hallgarten  
  
Wirtschaftsjahr Jahresverlust 
2008 73.847,04 € 
2009 84.348,68 € 
2010 83.835,95 € 
2011 44.475,47 € 
2012 54.217,77 € 
2013 41.738,43 € 
2014 48.849,90 € 
2015 55.864,65 € 
2016 38.408,96 € 
2017 53.652,22 € 
2018 60.101,05 € 
2019 51.085,97 € 
2020 70.355,29 € 
2021 98.681,95 € 
2022 141.346,21 € 
 
Durch die betrieblich erforderliche Aufstockung/Vorhaltung des Personals im Freibad nahm das Defizit in 
diesem Betriebszweig ab dem Jahr 2021 deutlich zu. 
Die Betriebsleitung hat sich zum Ziel gesetzt, dass Defizitniveau des Jahres 2021 nachhaltig zu erreichen. 
 
 
Brentanoscheune 
Bei dem Betriebszweig Brentanoscheune kann in den vergangenen Jahren grundsätzlich eine konstant 
positive wirtschaftliche Entwicklung des Eigenbetriebs festgestellt werden. 
Konnte im Jahr 2019 noch das beste Ergebnis seit Inbetriebnahme der Brentanoscheune erzielt werden, ist 
im Wirtschaftsjahr 2020 und 2021, pandemiebedingt, ein deutlich höherer Verlust entstanden. 
Nach Wegfall der pandemischen Einschränkungen stiegen die Umsatzerlöse wieder deutlich an und auch 
ein Weihnachtsmarkt, mit entsprechenden Erlösen, konnte wieder stattfinden. 
Hiermit einhergehend konnte der Verlust wieder messbar reduziert werden. 
Näheres kann den Ausführungen im Jahresabschluss- und Lagebericht entnommen werden. 
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Zur Veranschaulichung folgende Darstellung: 
 
Ergebnisentwicklung Brentanoscheune 
  
Wirtschaftsjahr Jahresverlust 
2003 154.027,77 € 
2004 151.348,22 € 
2005 127.437,41 € 
2006 129.875,99 € 
2007 112.114,19 € 
2008 131.392,42 € 
2009 100.730,44 € 
2010 101.025,45 € 
2011 71.401,40 € 
2012 97.757,26 € 
2013 57.882,88 € 
2014 53.000,08 € 
2015 40.555,43 € 
2016 40.299,20 € 
2017 47.483,44 € 
2018 53.559,81 € 
2019 35.963,47 € 
2020 64.496,26 € 
2021 63.735,49 € 
2022 54.049,87 € 
 
Zielsetzung 
Der Auslastungsgrad der Brentanoscheune und die damit verbundenen Erlöse sollen weiter gesteigert 
werden. 
Die Betriebsleitung hat sich zum Ziel gesetzt, dass Defizit der Brentanoscheune auf dem niedrigen Niveau 
der Jahre 2013 bis 2019 zu halten und strebt eine weitere Reduzierung des Jahresfehlbetrages an. 
 
Gegenüber dem Planansatz entstand ein um 22.229,13 € niedrigerer Verlust. 
 
Ziel muss es weiterhin sein, durch Kosteneinsparungen bzw. Erlössteigerungen, ein ausgeglichenes 
veranstaltungsrelevantes Ergebnis zu erreichen. 
 
Fazit 
Die nachhaltig positive wirtschaftliche Entwicklung des Eigenbetriebes führt zu deutlichen Einsparungen im 
Kernhaushalt der Stadt und fördert die Konsolidierung des städtischen Haushalts. 
Gegenüber dem Planansatz wurde in Summe, trotz der dargestellten unvorhersehbaren Nachzahlung von 
SV-Beiträgen, in Höhe von 22.446,44 €, für den Betrieb der Brentanoscheune und des Freibades Hallgarten, 
ein, gegenüber dem Planansatz, um insgesamt rd. 6,3 TEUR besseres Ergebnis erzielt. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Betriebszweig Tats. Verlust Planansatz Differenz 
Brentanoscheune     54.049,87 €   76.279,00 € +22.229,13€ 
Freibad   141.346,21 € 125.435,00 € -15.911,21 € 
Summe: 195.396,08 € 201.714,00 €   +6.317,92€ 
 
Der gegenüber dem Planansatz/der geleisteten Vorauszahlungen um insgesamt 6.317,92 € niedrigere, 
Verlust des Eigenbetriebs Kultur und Freizeit, wird der Stadt erstattet. 
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Finanzielle Auswirkungen 

Insgesamt um 6.317,92 € niedrigere Verlustausgleich. 
 
 
Anlage(n) 

1. Jahresabschluss 2022 Eigenbetrieb Kultur und Freizeit 
 
 
Oestrich – Winkel, 22.05.2023 
 
 
Dezernatsleiter  

























































 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-100/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Lisa Niegel 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.06.2023 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 04.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
Förderprogramm Lebendige Zentren (früher: Städtebaulicher Denkmalschutz) für die Gesamtmaßnahme 
„Brentanopark – Rheinufer – Bahnhof“ der Stadt Oestrich-Winkel 
hier: Jährliche Berichterstattung zum Förderprogramm und Kosten- und Finanzierungsübersicht (KoFi) 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Berichterstattung über die Kosten- und Finanzierungsübersicht sowie der Stand der Umsetzung der 
einzelnen Projekte werden zur Kenntnis genommen.  
 
Sachverhalt  

Um das Berichtswesen in die Stadtverordnetenversammlung transparenter zu gestalten, wurde von der 
Verwaltung vorgeschlagen und von den Gremien beschlossen, künftig regelmäßig einmal jährlich dem UPB 
als Fachausschuss in einer Vorlage zur Kosten- und Finanzierungsübersicht und zum Sachstand des 
Förderprogrammes zu berichten. Die nachfolgenden Ausführungen können durch eine Präsentation des 
Programmmanagements im UPB ergänzt werden.  
 
Die Stadt Oestrich-Winkel wurde 2017 in das Städtebauförderprogramm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ 
aufgenommen. Das Förderprogramm heißt seit 2020 „Lebendige Zentren“.  
 
Grundlage für die Umsetzung von Maßnahmen ist das Integrierte Städtebauliche Entwicklungskonzept 
(ISEK), das von der Stadtverordnetenversammlung 2018 beschlossen wurde. Entsprechende Mittel für die 
Projekte, die immer einen Eigenanteil aus dem Haushalt voraussetzen, werden in die Haushaltsplanung 
eingestellt. Die Umsetzung der Maßnahmen obliegt dann dem Magistrat. 
 
1. Kosten- und Finanzierungsübersicht 
 
Die Kosten- und Finanzierungsübersicht (KoFi) zeigt auf  

• welche Fördermittel inklusive kommunalem Eigenanteil zur Verfügung stehen 
• welche Maßnahmen beantragt und bewilligt wurden und  
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• wann diese durchgeführt werden sollen. 
Die Kosten- und Finanzierungsübersicht stellt einen Orientierungsrahmen dar, der für neue Entwicklungen 
offen sein soll. Sie ist ein flexibles Planungsinstrument. 
 
2. Sachstand zu den Projekten 
 
Teilgebiet Oestrich: 
 
Friedensplatz 1 
 
Nachdem eine Planung des Stellplatzes erarbeitet wurde, wurde zunächst die Abstimmung mit den 
Nachbarn Friedensplatz 3 und Rheingaustraße 70 vorgenommen und die Abbrucharbeiten für die 
aufstehenden Gebäude vergeben. 
 
Mit dem Eigentümer des Grundstückes Friedensplatz 3 war die gemeinsame Parkplatzplanung sowie der 
Grundstücksverkauf des Flurstücks 27/3 zur Schaffung von Stellplätzen auf dem Grundstück Friedensplatz 3, 
die Schaffung einer öffentlichen Toilettenanlage im Zuge der Sanierung des Friedensplatzes 3 sowie weitere 
nachbarschaftliche Regelungen abzustimmen. Diese wurden in einem notariellen Vertrag abgeschlossen.  
 
Mit dem Eigentümer der Rheingaustraße 70, dessen Gebäude unmittelbar an das Abbruchgebäude 
Friedensplatz 1 grenzt, wurden die Modalitäten des Abbruches geklärt und eine Vereinbarung zur 
Wandbegrünung getroffen.  
 
Im Anschluss daran wurden die aufstehenden Gebäude auf dem Grundstück Friedensplatz 1 abgebrochen.   
 
Parallel dazu wurde die Planung weiter vorangetrieben und eine informelle Voranfrage bei der Bauaufsicht 
gestellt. Die Bauaufsicht hat jedoch erklärt, dass sie aufgrund des Baufensters im bestehenden 
Bebauungsplan für weitere Stellplätze keine Befreiung in Aussicht stellt, sondern die Änderung des 
Bebauungsplanes fordert. Daraufhin wurde die Bebauungsplanänderung veranlasst. Eine frühzeitige 
Beteiligung wurde bereits durchgeführt.  
 
Im Zuge der Planung wurde festgestellt, dass eine Trafostation für die Ladestationen erforderlich wird. 
Nach Rücksprache mit der Syna könnte diese im Bereich nördlich der Zufahrt zur Stellplatzanlage 
angesiedelt werden, allerdings wird dazu eine Abstimmung mit der Denkmalschutzbehörde notwendig.  
 
Im Anschluss erfolgt die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes. Parallel dazu soll der Bauantrag 
eingereicht werden. 
 
Nach erfolgter Baugenehmigung sollen die Baumaßnahmen ausgeschrieben und schließlich die 
Stellplatzanlage errichtet werden. 
 
Scharfes Eck 
Grundlage für den Platz „Scharfes Eck“ ist der Entwurf des Büros Scholtissek (Landschaftsarchitekt), der von 
IPRO Consult (Verkehrsplaner) übernommen wurde. Für die Belange im Zusammenhang mit der 
Rheingaustraße/B42alt/Bushaltestellen hat IPRO Consult einen Entwurf erarbeitet, der sich in Abstimmung 
mit Hessen Mobil befindet. Die geforderte Anwohnerbeteiligung hat im Februar 2022 stattgefunden. 
Hinsichtlich des Planfeststellungsverfahrens wurde bei Hessen Mobil ein Antrag gestellt, darauf verzichten 
zu können. Doch dieser wurde von Hessen Mobil noch nicht beschieden wurde. Auch Rückfragen, wann mit 
einer Antwort zu rechnen sei, wurden bislang nicht beantwortet. 
 
Friedensplatz 
In der Abfolge der Oestricher Plätze (Marktplatz, Scharfes Eck, Friedensplatz) ist der Friedensplatz seiner 
ursprünglichen Funktion am meisten entfremdet. Er wird heute als großer, relativ ungeordneter Parkplatz 
genutzt. Nachdem durch den Erwerb des Grundstückes Friedensplatz 1 die Parkplatznutzung verlagert 



 

Beschlussvorlage BV-100/2023   Seite 3 von 4 

werden kann, besteht die Möglichkeit den Friedensplatz in seiner Aufenthaltsqualität für Anwohner und 
Besucher zu stärken. Hierzu soll eine Umgestaltung erfolgen und der Pfingstbach freigelegt werden.  
 
Nachdem der Antrag im Klimakontingent 2022 erfolgreich war, wurde eine Machbarkeitsstudie erstellt, 
nach deren Ergebnis eine teilweise Freilegung des Pfingstbaches durch Anhebung des Baches möglich ist. 
Diese Lösung wurde auch von den Gremien als Planungsleitbild beschlossen.  
 
Im nächsten Schritt sind jetzt die erforderlichen Planungsbüros zu beauftragen. Derzeit läuft die 
europaweite Ausschreibung für die erforderlichen Ingenieurfachrichtungen für das Projekt. Die Vergabe ist 
für August vorgesehen.   
 
Teilgebiet Mittelheim, Bahnhof: 
Die Bahn hat die Entbehrlichkeitsprüfung bzgl. der Verwendung der Grundstücke Bahnschuppen und 
Freiflächen abgeschlossen und inzwischen eine Wertermittlung für die potentielle Verkaufsfläche in Auftrag 
gegeben. Mit dem Ergebnis wird im Laufe des Sommers gerechnet.  
 
Teilgebiet Mittelheim, Umfeld Basilika: 
Nachdem mit einer Landschaftsarchitektin und dem Freundeskreis Basilika in mehreren Gesprächen und 
Begehungen Vorstellungen für kleinere Verbesserungsmaßnahmen im letzten Jahr erarbeitet wurden, 
sollten die Ergebnisse im Verwaltungsrat der Kirche diskutiert werden, was aber eine persönliche 
Zusammenkunft voraussetzte. Diese hatten sich coronabedingt immer wieder verschoben. Die 
Vorstellungen der Kirche wurden zwischenzeitlich übermittelt und bilden die Basis für einen 
städtebaulichen Vertrag, der sich im Zeichnungslauf befindet. Danach soll die Ausarbeitung einer 
Genehmigungsplanung erfolgen und die Maßnahme umgesetzt werden.  
 
Teilgebiet Winkel, Umfeld Graues Haus:  
 
Laubengang 
Für den Laubengang wurde eine Genehmigung erteilt, die Baumaßnahme ausgeschrieben und vergeben, 
sodass die Bauarbeiten im Frühjahr begonnen haben und ursprünglich bereits abgeschlossen sein sollten.  
 
Nach Beginn der Baumaßnahmen wurde eine 20 kV Leitung sowie ein Kanal gefunden, die in den 
Leitungsplänen nicht vermerkt waren. Die 20 kV Leitung wurde seitens der Syna um- und tiefergelegt. 
Daher hat sich der Austausch der Straßenbeleuchtung verzögert.   
Die Fertigstellung des Laubenganges ist im August geplant, die Anpflanzung kann sich witterungsbedingt 
(ggf. Trockenheit) aber noch weiter in den Herbst verschieben. 
 
Teilgebiet Winkel, Kulturdreieck Brentanohaus, Brentanopark und Brentanoscheune:  
  
Freianlagen Brentanoscheune 
Nachdem das Büro Die Landschaftsarchitekten Bittkau + Bartfelder (DLA) beauftragt wurde, haben diese 
eine Planung erstellt, welche anschließend mit den Gremien abgestimmt wurde. Aufgrund dessen, dass die 
Mauer parallel zur Einfahrt und der Baum rechts der Zufahrt stehend, beide unter Denkmalschutz stehen, 
sich aber gegenseitig beeinträchtigen, waren umfangreiche Abstimmungen notwendig, damit beide 
weiterhin unbeschadet nebeneinander her bestehen können. Im Anschluss wurde ein Antrag auf 
Genehmigung eingereicht. Erforderlich wird nur eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung. Der Antrag 
befindet sich noch in der Prüfung bei der Unteren Denkmalschutzbehörde. Im Anschluss soll nach 
Möglichkeit in diesem Jahr noch die Mauer saniert und ab Winter die Freianlagen erneuert werden. Für 
beides werden Vergabeverfahren notwendig.  
 
Parkplatz Badehaus 
Nachdem eine Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde erfolgt ist, wurden die Baumaßnahmen 
ausgeschrieben. Der Parkplatz wurde mittlerweile hergestellt. Lediglich die Bepflanzung fehlt noch. Die 
Bepflanzung wird voraussichtlich erst im Herbst vorgenommen, wenn es wieder kühler ist. 
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Brentanopark, Gesindehaus 
Als letztes, museal genutztes Gebäude im Wirtschaftshof ist das Gesindehaus inklusive der unmittelbar 
angrenzenden Remise instand zu setzen. Hierzu wurde ein städtebaulicher Vertrag zwischen der Stadt und 
der Brentanohaus gGmbH abgeschlossen. Im Anschluss daran wurden die Bauarbeiten vergeben. Diese sind 
bis auf einzelne Maßnahmen (z.B. Restauration Tor) weitgehend fertig gestellt. Der Abschluss der 
Maßnahme soll im August erfolgen. 
 
 
Anlage(n) 

1. JährlicheBerichterstattungLebendigeZentren 
 
 
Oestrich – Winkel, 20.06.2023 
 
 
Dezernatsleiter  



KOSTEN- UND FINANZIERUNGSÜBERSICHT STÄDTEBAULICHER DENKMALSCHUTZ/LEBENDIGE ZENTREN  - OESTRICH-WINKEL Bemerkung

BEWILLIGUNGEN inkl. kom. EAT
2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

2017 -  €                     15.625,00 €        15.625,00 €        -  €                     18.750,00 €        
2018 31.989,76 €        143.953,93 €      175.943,70 €      143.953,93 €      91.170,83 €        
2019 32.331,07 €        177.820,89 €      210.151,96 €      177.820,89 €      101.842,87 €      
2020 106.596,63 €      546.887,07 €      661.208,10 €      553.066,58 €      332.148,93 €      
2021 97.500,00 €        496.500,00 €      600.000,00 €      502.500,00 €      301.500,00 €      
2022 147.000,00 €      745.500,00 €      900.000,00 €      754.500,00 €      453.000,00 €      
Gesamt Bewilligungen -  €                     47.614,76 €        191.910,00 €      460.361,22 €      1.017.242,96 €   1.573.699,82 €   2.000.409,45 €   1.734.648,93 €   1.056.000,00 €   453.000,00 €      
Gesamt Bewilligungen + Saldo Vorjahr 47.614,76 €        192.524,76 €      634.485,44 €      1.414.402,44 €   2.672.512,97 €   4.522.237,05 €   5.450.885,98 €   2.112.485,29 €   1.611.985,29 €   

PROJEKTE
2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

ISEK 47.000,00 €        abgeschlossen

Konzept Brentanopark 19.256,00 €        abgeschlossen

Konzept Weinprobierstand 15.000,00 €        
Kompetenzzentrum Hessen Agentur 13.293,56 €        13.293,56 €        11.850,00 €        12.000,00 €        13.500,00 €        13.500,00 €        13.500,00 €        laufend

Management 17.210,54 €        60.013,95 €        49.807,68 €        65.141,22 €        80.000,00 €        75.000,00 €        75.000,00 €        75.000,00 €        laufend

Öffentlichkeitsarbeit
Grunderwerb Friedensplatz 1 138.990,25 €      

Grunderwerb Bahngelände Mittelheim 102.000,00 €      

Summe muss zum gegebeben 
Zeitpunkt gutachterlich ermittelt 
werden

Molsberger Parkplatz 50.000,00 €        490.000,00 €      

Umgestaltung Bahnhofsumfeld 200.000,00 €      1.000.000,00 €   
frühestens 2024; ist von Bahn 
abhängig

Ausbau Friedensplatz 1 (640 TEUR über HIF) -  €                     über hess. Investitionsfonds

Parkplatz Badehaus 3.837,86 €           84.000,00 €        
Laubengang am Kerbeplatz 18.603,30 €        185.000,00 €      
Platzgestaltung Scharfes Eck 1.190,00 €           6.951,25 €           14.385,16 €        8.198,30 €           30.000,00 €        575.000,00 €      
Brentanopark - Pflasterung Hof 96.922,98 €        abgeschlossen

Sanierung Bruchsteinmauer Brentanopark 615.000,00 €      
Umgestaltung Umfeld Basilika 70.000,00 €        
Umgestaltung Friedensplatz 4.099,31 €           30.000,00 €        1.715.900,69 € 1.750.000 Klimakont.

Weg Badehaus 65.000,00 €        
Terrasse mit Glycieninweg 480.000,00 €      
Brentanopark Südteil inkl. Platanenweg 368.000,00 €      
Freianlagen Brentanoscheune 22.432,22 €        200.000,00 €      1.000.000,00 €   
Instandsetzung Hühnerstall 137.811,20 €      2.189,66 €           abgeschlossen

Instandsetzung Remise 6.000,00 €           
Modernisierung Scheune 300.000,00 €      
Gesindehaus 16.523,16 €        109.000,00 €      
Sicherung Scheune 205.000,00 €      
Gesamt Kosten -  €                     47.000,00 €        18.400,54 €        237.325,96 €      315.589,29 €      150.685,37 €      806.000,00 €      4.394.400,69 €   953.500,00 €      2.098.500,00 €   

SALDO -  €                     614,76 €              174.124,22 €      397.159,48 €      1.098.813,15 €  2.521.827,60 €  3.716.237,05 €  1.056.485,29 €  1.158.985,29 €  486.514,71 €-      

Jahresscheibe



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-102/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen IKZ Kämmerei 

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Finanzen  

Vorlagenerstellung Pia Kopf 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.06.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 06.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
 
Ausfallbürgschaft für die Rheingauwasser GmbH 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Der Übernahme einer Ausfallbürgschaft für ein bei der Deutsche Kreditbank AG aufzunehmendes Darlehen 
der Rheingauwasser GmbH in Höhe von 28 %, entsprechend der Anteile der Stadt Oestrich-Winkel am 
Stammkapital, wird zugestimmt. 
 
Die Gesamthöhe des Darlehens beträgt 1.400.000,00 EUR. Der Anteil an der Ausfallbürgschaft durch die 
Stadt Oestrich-Winkel beträgt 392.000,00 EUR. 
 
 

Sachverhalt  

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 17.12.2012 beschlossen, dass die im so genannten „Almunia 
Paket“ der Europäischen Kommission aufgeführten Kriterien für kommunale Ausgleichsleistungen, d. h. für 
alle vom Staat oder staatlichen (kommunalen) Mittel jedweder Art gewährten Vorteile, an Unternehmen 
mit Gemeinwohlaufgaben beachtet werden und dass öffentliche (kommunale) Mittel nach EU-
Wettbewerbsrecht nur in dem Umfang an die Rheingauwasser GmbH fließen dürfen, wie die 
Gemeinwohlaufgabe infolge des öffentlichen Betrauungsaktes reicht.  
 
Der beschlossene Betrauungsakt betreffend der Rheingauwasser GmbH war zunächst bis 2021 befristet. 
Mit Beschluss vom 04.04.2022 wurde dieser um 6 weitere Jahre bis zum Jahr 2027 verlängert  
(BV-22/2022). 
 
Nach § 51 Nr. 15 HGO ist die Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung für jede einzelne 
Bürgschaft zwingend erforderlich. 
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Finanzielle Auswirkungen 

Keine 
 
 
Anlage(n) 

1. Bürgschaftserklärung 
2. DKB Annuitätendarlehen Nr. 6720956926 v. 07.06.23 
 
 
Oestrich – Winkel, 20.06.2023 
 
 
Dezernatsleiter  



























 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-84/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen Schöffenwahl 2024-2025/Vorschlagsliste 

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Ordnung  

Vorlagenerstellung Heike Schiller 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 05.06.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 06.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
Vorschlagsliste der Schöffinnen und Schöffen für die Amtsperiode 2024-2028 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die in der Anlage zu dieser Vorlage befindlichen Personen werden der Justizverwaltung zur Ernennung als 
Schöffin bzw. Schöffe beim Amtsgericht bzw. Landgericht für die Amtsperiode 2024 – 2028 vorgeschlagen. 
 
Sachverhalt  

Die Städte und Gemeinden haben vor Ablauf der alten Wahlperiode geeignete Personen vorzuschlagen, die 
als Schöffinnen und Schöffen durch die Justizverwaltung ernannt werden. Für die Aufnahme in die Liste ist 
die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Gemeindevertretung, mindestens jedoch 
die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung erforderlich (§ 36 Abs. 1 Satz 2 
Gerichtsverfassungsgesetz). 
 
Die Aufforderung zur Bewerbung zu diesem Amt  wurde über eine Amtliche Bekanntmachung beworben, 
ebenso über die städtische Homepage mit der Verlinkung zur offiziellen Schöffenwahl-Seite. Es sind 17 
Bewerbungen eingegangen, wobei keine Bedenken von Seiten der Verwaltung gegen die Personen 
bestehen.  
 
Finanzielle Auswirkungen 

Keine Auswirkungen. 
 
 
Anlage(n) 

1. Schöffenvorschlagsliste 2024-2028 
 
 
Oestrich – Winkel, 23.05.2023 
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Dezernatsleiter  



 
 

Vorschlagsliste Schöffinnen und Schöffen 2024 ‐ 2028 
 

Namen   
(Reihenfolge alp.) 

Vorname  Geb.‐
Jahr 

PLZ  Beruf  AG oder 
LG 

Domine  Bianca  1973  65375  Bau‐Technikerin  AG + LG 

Egert‐Haas  Iris  1972  65375  Dipl. Verwaltungswirtin   
AG 

Englert  Stefan  1973  65375  IT‐Unternehmer  LG 

Hamacher  Martin  1963  65375  Projektmanager  AG + LG 

Heck  Klaus 
Peter 

1964  65375  Rentner  AG 

Jantzer  Markus  1961  65375  Redakteur  LG 

Kreis  Wieland  1958  65375  Tech.‐Angestellter  AG + LG 

Kalusa  Bernd  1959  65375  Kommunalbetreuer  AG + LG 

Prokschy  Andreas  1970  65375  Leiter 
Behindertenwerkstatt 

 
LG 

Rösch  Peter  1961  65375  Rentner  AG + LG 

Spiegel  Tanja  1978  65375  Dipl. Volkswirtin  AG 

Strack  Ingeborg  1959  65375  Lehrerin  AG 

Theis  Christoph  1968  65375  Revisor  LG 

Tide  Sebastian  1980  65375  Vertriebsleiter  LG 

Ujen  Helmut  1960  65375  Pensionär 
Kriminalbeamter 

 
LG 

Wisniewski  Horst‐
Rüdiger 

 
1963 

 
65375 

 
Angestellter BKA 

 
LG 

Zentner  Anke  1969  65375  Altenpflegerin  LG 

 

Oestrich‐Winkel, 23.05.2023 

 

gez. 

Heike Schiller 

(Fachbereichsleitung) 

 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-93/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Zentrales  

Vorlagenerstellung Nadja Riedel 
 
Verfahrensgang Termin 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
Nachwahl eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung der ekom 21 - KGRZ 
Hessen 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Erster Stadtrat Björn Sommer wird als Vertreter in die Verbandsversammlung der ekom21 – KGRZ Hessen 
gewählt. 
2. Stadtrat Thomas Speth wird als Vertreter in die Verbandsversammlung der ekom21 – KGRZ Hessen 
gewählt. 
 
Sachverhalt  

Die Stadt Oestrich-Winkel ist seit 05.12.2019 Mitglied der ekom21 – KGRZ Hessen. 
 
Der Verbandsversammlung gehören ein Vertreter und ein Stellvertreter an, die von der 
Stadtverordnetenversammlung gewählt werden. 
 
Bisher waren Herr Tenge als Vertreter und Herr Sommer als Stellvertreter gewählt. Nach dem Ausscheiden 
von Herrn Tenge als Bürgermeister muss eine entsprechende Nachwahl erfolgen. 
 
 
 
Oestrich – Winkel, 12.06.2023 
 
 
Dezernatsleiter  



 

Fraktion B90/GRÜNE 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-105/2023 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Ingrid Reichbauer 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 04.07.2023 

Ortsbeirat für den Ortsbezirk Oestrich 12.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 

Ortsbeirat für den Ortsbezirk Mittelheim 19.07.2023 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 12.09.2023 

Stadtverordnetenversammlung 25.09.2023 
 
 

 
Antrag B90/GRÜNE: Lärmschutz für die Weinprobierstände Fähre und Oestrich 
 

 
Antragstext 
Ursprungsantrag B90/GRÜNE 
Der Magistrat wird beauftragt, im Bereich der Weinprobierstände an der Fähre sowie in Oestrich eine 
Schallschutzwand auf einer Länge von bis zu 40 Metern nach Absprache mit den Faßgemeinschaften 
installieren zu lassen. Anschließend soll eine vertikale Begrünung erfolgen.  
 
Änderungsantrag B90/GRÜNE 
Die im Haushaltsplan vorgesehene Installation von Lärmschutzwänden zur B42 an den Weinprobierständen in 
Mittelheim und Oestrich soll in Absprache mit den Fassgemeinschaften sowie Hessen Mobil und dem 
Denkmalschutz auf einer Länge von bis zu 40 Metern und einer Höhe von ca. 2 Metern in Mittelheim und ca. 
1,60 Metern in Oestrich  (aktuelle Zaunhöhe) erfolgen. Die Wände sollen aus festen Elementen mit 
Wasserdurchlass im Bodenbereich aufgebaut und dann vertikal begrünt werden. 
 
Änderungsantrag B90/GRÜNE vom 09.09.2023 
Der Magistrat wird in Abstimmung mit den Fassgemeinschaften Mittelheim und Oestrich sowie Hessen Mobil 
gebeten zu prüfen, ob die Errichtung von Lärmschutzwänden nördlich (für Oestrich) bzw. südlich (für 
Mittelheim) der vorhandenen Grünsäume angrenzend an die B42 möglich ist und welche Ausmaße (Länge + 
Höhe) angemessen wären. 
 
Begründung 
Begründung für den Änderungsantrag B90/GRÜNE vom 09.09.2023 

Die Weinprobierstände an der Fähre und in Oestrich liegen direkt an der B42. Die maximale Geräuschabgabe 
der Fahrzeuge erfolgt horizontal und wirkt sich sehr negativ auf die Aufenthaltsqualität im angrenzenden 
Bereich aus. 
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Eine Lärmreduktion inkl. Begrünung würde die Aufenthaltsqualität im Bereich der Weinprobierstände 
erheblich verbessern und kommt allen Besuchern aus nah und fern zugute. 
 
Begründung für den Änderungsantrag B90/GRÜNE 
Bei der Diskussion des ursprünglichen Antrags im Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen am 4. Juli 2023 
wurde kritisiert, dass der Antragsinhalt bereits über den Haushaltsplan 2023 beschlossen ist (Investition 5461-
2304). Gleichzeitig wurde in der Beratung deutlich, dass unterschiedliche Erwartungen an die Durchführung 
der Lärmschutzwände bestehen, insbesondere hinsichtlich Höhe, Blickeinschränkung und Material. Mit diesem 
Antrag soll die Ausführung präzisiert werden, um das Ziel einer Lärmminderung wirksam zu erreichen. 
Rein auf Bepflanzung basierende Lärmschutzwände werden dem Ziel nicht gerecht werden, da sie eine 
größere Breite an der Basis benötigen sowie i.d.R. Bewässerungssysteme benötigen. Im Hinblick auf die 
Einhaltung der geplanten Investitionskosten von 10.000 € und der Eignung als effektive Lärmschutzwand mit 
Durchlass im Bodenbereich, der Möglichkeit der Begrünung und Durchgängen wird empfohlen, Wände von 
Morganland (www.morganland.de) zu berücksichtigen, die von einem lokalen Gartenbauer inkl. Installation 
angeboten werden. 
 
Begründung Ursprungsantrag B90/GRÜNE 
Die Weinprobierstände an der Fähre und in Oestrich liegen direkt an der B42. Die maximale Geräuschabgabe 
der Fahrzeuge erfolgt horizontal und wirkt sich sehr negativ auf die Aufenthaltsqualität im angrenzenden 
Bereich aus.   
Die möglichen Wände (z.B. www.morganland.de) können im Basisbereich einen Durchlass haben, so dass bei 
Hochwasser kein Anstau erfolgt. Die Höhe kann variabel sein, so dass sowohl Schallschutz als auch z.B. freie 
Sicht auf den Kran gewährleistet ist (Thema Denkmalschutz). In Oestrich wäre die Zaunhöhe von 1,6 m 
ausreichend – an der Fähre wären 2 m Höhe zu empfehlen. 
Die Querelemente können zwischen den Pfeilern entnommen werden, falls z.B. Hessen mobil Zutritt wegen 
Baumaßnahmen benötigt.  
Es ist ein System in Holzoptik verfügbar, an dem auch Rankhilfen etc. angebracht werden können und dann 
eine erdgebundene immergrüne Berankung erfolgen kann.  
Eine Lärmreduktion inkl. Begrünung würde die Aufenthaltsqualität im Bereich der Weinprobierstände 
erheblich verbessern und kommt allen Besuchern aus nah und fern zugute. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Sind zu ermitteln je nach Prüfungsergebnis und im Haushaltsplan 2024 einzuplanen. 
 
 
 
Oestrich-Winkel, 26.06.2023 
 
 
Fraktionsvorsitz 
 

http://www.morganland.de/
http://www.morganland.de/


 

Fraktion B90/GRÜNE 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-106/2023 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Ingrid Reichbauer 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 04.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 

 
Antrag B90/GRÜNE: Kommunale Wärmeplanung 
 

 
Antragstext 
Ursprungsantrag B90/GRÜNE 
1. Die Stadtverordnetenversammlung bekennt sich zu dem Ziel der Bundesregierung bis 2030 den 
Wärmeenergiebedarf aus mindestens 65% erneuerbaren Energien zu generieren.  
2. Der Magistrat wird gebeten im Jahr 2024 eine kommunale Wärmeplanung für Oestrich-Winkel zu 
entwickeln.  
3. Der Magistrat soll dabei mit einer Erhebung und Analyse der Ist-Situation sowie der lokalen 
Einsparpotentiale beginnen. Auf dieser Grundlage soll ein Versorgungskonzept entwickelt werden. Als dritter 
Schritt folgt dann das Konzept zur Umsetzung. Der Stadtverordnetenversammlung sind die entsprechenden 
Zwischenberichte und das finale Konzept vorzulegen. 
 
Änderungsantrag SPD 
1. Die Stadtverordnetenversammlung bekennt sich zu dem Ziel der Bundesregierung, bis 2030 auch in 
Oestrich-Winkel den Wärmeenergiebedarf aus mindestens 65% erneuerbaren Energien zu generieren. 
2. Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob die Stadt bereits vor der gesetzlich festgelegten Frist bis 2028 
eine kommunale Wärmeplanung für Oestrich-Winkel entwickeln kann unter der Voraussetzung, dass die 
Datenerhebung wie auch vom Gesetzgeber vorgesehen nicht durch die Verwaltung selbst zu erfolgen hat 
und Fördermittel dafür auch bei einer früheren Umsetzung abrufbar sind. 
3. Der Stadtverordnetenversammlung ist über das Ergebnis zu berichten. 
 
 
Änderungsantrag B90/GRÜNE 
1. Die Stadtverordnetenversammlung bekennt sich zu dem Ziel der Bundesregierung bis 2030 auch in Oestrich-
Winkel den Wärmeenergiebedarf aus mindestens 65% erneuerbaren Energien zu generieren.  
2. Der Magistrat wird gebeten, im Jahr 2023 den Förderantrag für die Erstellung einer kommunale 
Wärmeplanung für Oestrich-Winkel zu  stellen. 
3. Nach Zusage der Förderung soll die kommunale Wärmeplanung im Rahmen der Regeln der Förderung 
schnellstmöglich erstellt werden. 
4. Über das Ergebnis des Förderantrags und die Planung (Termine, Kosten, Beteiligte, …) zur Erstellung der 
kommunalen Wärmeplanung soll der Stadtverordnetenversammlung berichtet werden. 
5. Die anfallenden Kosten sollen in den relevanten Haushaltsplänen eingeplant werden. 
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Begründung 
Die Bundesregierung will Vorgaben für Heizungen an die kommunale Wärmeplanung knüpfen. Einen Plan, der 
unter anderem darlegt, wie viele Haushalte künftig z.B. an ein Fernwärmenetz angeschlossen und wie künftig 
mehr klimaschonende Energiequellen genutzt werden können. Hintergrund für das Gesetz ist, dass ca. ein 
Drittel der gesamten Energie, die in Deutschland verbraucht wird, in Wohnungen und Häusern vor allem für 
Heizungen und Warmwasser benötigt wird. Die Bundesregierung will in diesen beiden Bereichen 
Einsparmöglichkeiten nutzen und auf andere Energieträger als bisher umsteigen. Eine kommunale 
Wärmeplanung gibt jedem privaten Haushalt Sicherheit, was künftig die richtige Wahl bei einer anstehenden 
Heizungserneuerung ist.  Je früher diese Sicherheit für die Bürger gegeben ist, umso besser. Das 
Stadtparlament in Oestrich-Winkel soll nun den Anstoß für die zeitnahe Aufnahme der Planung geben, um 
Fristen aus der Landes- und Bundesgesetzgebung nicht auf das Äußerste auszureizen. 
Förderprogramm zur Aufnahme der kommunalen Wärmeplanung sollen genutzt werden, auch Beratungen 
mit den Planungen der Nachbarkommunen machen Sinn, eventuell können Synergien genutzt werden. 
 
 
Oestrich-Winkel, 26.06.2023 
 
 
Fraktionsvorsitz 
 



 

Fraktion SPD / B90/GRÜNE 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-107/2023 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Carsten Sinß / Ingrid Reichbauer 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 04.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 

 
Antrag B90/GRÜNE / SPD: Bestattungswald in Oestrich-Winkel 
 

 
 
Antragstext 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, gemeinsam mit der Friedhofskommission bis 
Ende des Jahres ein Planungskonzept zur Umsetzung eines Bestattungwaldes in Oestrich-Winkel vorzulegen. 
 
Diese Planungen sollen enthalten: 

• Prüfung von Vorschlägen für ein entsprechendes Grundstück 
• Kontaktaufnahme mit den Nachbarkommunen, ob ein gemeinsames Projekt vorstellbar ist. 
• Eine Aufstellung der Kosten für einen Bestattungswald (einmalige Einrichtung, mögliche 

Planungskosten, laufender Betrieb, Kosten für Gebührenneukonstruktion) vorzulegen. 
• Das Planungskonzept soll neben einem möglichen Gelände und einer Aufstellung der Kosten auch 

einen realistischen Zeitplan zur Inbetriebnahme enthalten. 
 
 
Begründung 
 
Bereits im 31. Januar 2022 hat die Stadtverordnetenversammlung den Magistrat gebeten, die Einrichtung eines 
Bestattungswaldes in Oestrich-Winkel zu prüfen. Eine Umsetzung des Beschlusses fand bisher nicht statt- Die 
Friedhofskommission hat seit Januar 2022 nur ein einziges Mal, im Mai letzten Jahres, getagt.  
 
 
Die im Haushaltsjahr Jahr 2022 eingestellten Mittel für dieses Projekt wurden einfach als Deckung für 
Mehrausgaben am Friedhof Winkel verwandt, wie auf Nachfrage im HFA am 23.04.2023 mitgeteilt wurde. Dies 
war nicht im Sinne der Mehrheit der Stadtverordnetenversammlung, sondern ein weiterer Versuch dieses 
Projekt erneut zu verhindern.  
Nach wie vor gibt es aber den großen Wunsch von Oestrich-Winkeler Bürger/innen, in einem Bestattungswald 
bestattet zu werden – und zwar in der Heimat und nicht in einer fremden Stadt. Unsere Mitbürger/innen, die 
hier zum Teil jahrzehntelang gelebt und damit ihr ganzes oder zumindest einen Großteil ihres Lebens verbracht 
haben, sollen zukünftig ihre letzte Ruhestätte in Oestrich-Winkel erhalten und nicht mehr gezwungen sein, 
sich in Städten in der weiteren Umgebung bestatten zu lassen. Die zwischenzeitlich möglichen 
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Baumbestattungen auf Oestrich-Winkeler Friedhöfen sind ein begrüßenswertes Angebot, sind allerdings eine 
Ergänzung für Teile der Bevölkerung, aber keine Alternative für alle Teile der Bevölkerung“. 
Wir erwarten eineinhalb Jahre nach dem Beschluss die Vorlage eines Planungskonzepts bis Ende des Jahres.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Im Rahmen der Wirtschaftsberatungen 2024 sind entsprechende Haushaltsmittel zur Umsetzung zu 
etatisieren. 
 
 
 
Oestrich-Winkel, 26.06.2023 
 
 
Fraktionsvorsitz 
 





 

Fraktion SPD 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-108/2023 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Carsten Sinß 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 04.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 

 
Antrag SPD: Raum für Naherholung und Freizeit erweitern 
 

 
Antragstext 
1. Die Stadt bekennt sich zum Wert von Naherholung und Freizeit und setzt sich deshalb zum Ziel, mehr 
Familien einen Garten als Erholungsraum zu ermöglichen. Dazu soll die Stadt im Rahmen der Fortschreibung 
bzw. Überarbeitung des Flächennutzungsplans prüfen, wo und unter welchen Voraussetzungen weitere 
Kleingärtenflächen ausweisbar sind, sowohl in Form von Erweiterungen bestehender Kleingartenflächen wie 
zum Beispiel dem Freizeit- und Erholungsgebiet Waldäcker wie auch durch die Schaffung neuer Flächen. 
2. Bei aktuell freiwerdenden städtischen Gartenflächen soll geprüft werden, ob ab einer bestimmten Größe 
auch eine Teilung sinnvoll ist, um mehreren Personen das Angebot für einen Garten als Raum für 
Naherholung und Freizeit zu ermöglichen. 
3. Der Zustand des Wegenetzes und der Wege selbst ist angemessen instandzuhalten. 
4. Im Gebiet Waldäcker sollen die Beschlüsse zur Wiederherstellung bzw. Neuerrichtung eines Lehrpfads 
endlich umgesetzt und ein entsprechendes Konzept inklusive möglicher Fördermöglichkeiten erstellt werden. 
5. Der Magistrat wird ferner beauftragt zu prüfen, ob es eine rechtliche Handhabe gegen die zum Teil 
horrenden Abstandszahlungen bei Pächterwechseln gibt. 
 
Begründung 
Immer mehr Menschen streben einen Garten als Raum für Erholung und Freizeit an. Allerdings deckt das 
Angebot nicht mal ansatzweise die Nachfrage. Und vor allem Normal- und Geringverdiener ohne 
Wohneigentum haben häufig keine Gärten zur Verfügung. Daher bietet es sich an, spätestens im Rahmen der 
Überarbeitung des FNP zu prüfen, wo und wie zusätzliche Gartenflächen ausgewiesen werden können. 
 
 
 
 
Oestrich-Winkel, 26.06.2023 
 
 
Fraktionsvorsitz 
 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Mitteilungsvorlage 
Nr: MI-79/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Finanzen  

Vorlagenerstellung Patrik Krummeich 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 05.06.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 06.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
 
Genehmigungsverfügung der Regierungspräsidentin des Regierungsbezirks Darmstadt vom 12. Mai 2023 
über die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 2023. 
 
 
 
Mitteilung 

Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 sowie die dazugehörigen 
Wirtschaftspläne für das Wirtschaftsjahr 2023 wurden am 30. Januar 2023 von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossen. 
 
Die Genehmigungsverfügung für die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 
2023 wurde mit beigefügtem Bescheid v. 12 Mai 2023 erteilt. 
 
Im Ergebnis wird die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt Oestrich-Winkel auf Basis der Haushaltsplanung 
2023 und anschließender mittelfristiger Planung bis einschließlich 2026 seitens des Regierungspräsidiums 
als „gefährdet“ eingestuft. Ohne die Möglichkeit der Nutzung der außerordentlichen Rücklage für die 
Defizite des ordentlichen Ergebnisses, wäre die finanzielle Leistungsfähigkeit „erheblich eingeschränkt“. 
 
Die genehmigte Haushaltssatzung 2023 mit Haushaltsplan und Anlagen wird öffentlich bekannt gegeben. 
Hierfür soll zeitnah auch eine interaktive Aufbereitung der Haushaltsdaten über die städtische Homepage 
abrufbar sein. 
 
Die Mandatsträger/innen werden um Kenntnisnahme der Genehmigungsverfügung gebeten. 
 
  



 

Mitteilungsvorlage MI-79/2023   Seite 2 von 2 

 
Ausblick: 
Da die Stadt Oestrich-Winkel in den wirtschaftlich guten Jahren keine ordentlichen Rücklagen aufbauen 
konnte und die Sonderregelungen im Rahmen der Orientierungsdaten aufgrund der Corona-Pandemie zum 
Ende des Jahres 2023 auslaufen, sind neben den Abbau von Altfehlbeträgen zusätzlich ungebundene 
Liquiditätsrücklagen vorzuhalten.  
 
Zwei wichtige Kern-AUFLAGEN des Regierungspräsidiums: 
 

a) Aufgrund der gefährdeten finanziellen Leistungsfähigkeit der Stadt Oestrich-Winkel wurde für den 
Kernhaushalt und den Eigenbetrieben der Stadt gem. § 103 Abs. 4 Nr. 2 HGO erneut ein 
Einzelkreditgenehmigungsvorbehalt auferlegt! 

 
b) Weiterhin muss spätestens im Rahmen der Fortschreitung des HSK in der Haushaltsplanung 2023 

die Rückführung der vorgetragenen ordentlichen Fehlbeträge von rund 1,1 Mio. Euro spätestens 
bis zum Ende des Jahres 2026 durch belastbare Maßnahmen gewährleistet sein. 

 
Ohne die Sonderregelung der Verrechnung mit dem außerordentlichen Ergebnis, hätte das aktuelle 
Plandefizit im Jahre 2023 nur durch eine drastische Anhebung der Grundsteuer B ausgeglichenen werden 
können. Da in den Jahren 2024 bis 2026 zusätzlich ein Überschuss von jeweils über 330 Tsd. Euro zur 
Kompensation der Altfehlbeträge erfolgen muss, würde dies ggf. wie im HSK 2023 beschlossen eine weitere 
Grundsteuer B Erhöhung zur Folge haben. Anderweitig müsste das Leistungsangebot drastisch reduziert 
werden. 
 
Eine Einzelgenehmigung eines Kredits wird nur erfolgen können, wenn die im Rahmen der Genehmigung 
des HSK abverlangte haushaltswirtschaftliche Gegensteuerung im Rahmen des Haushaltsvollzugs erkennbar 
ist! Es ist daher vor einer neuen Investition stets zu überprüfen, ob dies im Rahmen des Haushaltsvollzugs 
überhaupt noch möglich ist und die Aufnahme eines Darlehens notwendig wird. 
 
Die ausnahmsweise verbuchungstechnische Verrechnung des Defizits im Ordentlichen Ergebnis mit der 
Rücklage des außerordentlichen Ergebnisses bedeutet trotzdem, dass der beschlossene Verzicht von 
Einnahmen durch Beibehaltung der Realsteuerhebesätze in den Folgejahren in der Kasse fehlt und 
Investitionen daher vollumfänglich über Kredite finanziert werden müssen. Das beschlossene 
Investitionsprogramm, welches einen Finanzierungsbedarf von rund 9 Mio. Euro bis 2026 vorsieht, steht 
nicht mehr im Einklang mit der finanziellen Leistungsfähigkeit der Stadt. Vor allem im Rahmen der stark 
ansteigenden Finanzierungszinsen. 
 
Wird weiterhin auf eine Steigerung von Einnahmen (Steuern, Gebühren, sonstige Einnahmen etc.) 
verzichtet, bedeutet dies entweder noch höhere Grundsteuerhebesätze in der Zukunft und einen 
zunehmenden Investitionsstau bis hin zum Totalverschleiß der Infrastruktur mit entsprechend höheren 
Folgekosten. 
 
 

Oestrich – Winkel, 15.05.2023 
 
 
 
Dezernatsleiter 
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Constanze Hillenbrand
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06151 125323/06151 124610

constanze.hillenbrand@rpda.hessen.de

12. Mai 2023

Kommunal- und Finanzaufsicht über die Stadt Oestrich-Winkel nach §§ 135 ff. der
Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in Verbindung mit § 4 des Gesetzes zur Si-
cherstellung der dauerhaften finanziellen Leistungsfähigkeit konsolidierungsbe-
dürftiger Kommunen (Schutzschirmgesetz - SchuSG); Haushaltssatzung für das
Haushaltsjahr 2023

Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 sowie die Wirt-
schaftspläne der Eigenbetriebe „Baubetriebshof Oestrich-Winkel", „Stadtwerke", „Kultur
und Freizeit" und „Soziale Dienste" für das Wirtschaftsjahr 2023 wurden am 30.Ja-
nuar 2023 von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel beschlos-
sen. Die Vorlage zur Genehmigung erfolgte mit Bericht vom 28. Februar 2023. Ergän-
zende Unterlagen bzw. Informationen sind zuletzt am 13. April 2023 eingegangen.

I.

Genehmigung zur Haushaltssatzung
für das Haushaltsjahr 2023

Hiermit genehmige ich gemäß § 4 SchuSG in Verbindung mit § 97a HGO

1. die Abweichung von den Vorgaben des Haushaltsausgleichs für den Ergebnis-
haushält des Haushaltsjahres 2023 nach § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO;
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2. die Abweichung von den Vorgaben des Haushaltsausgleichs für den Finanzhaus-
halt des Haushaltsjahres 2023 nach § 92 Abs. 5 Nr. 2 HGO;

3. das am 30. Januar 2023 von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt
Oestrich-Winkel beschlossene Haushaltssicherungskonzept (HSK) gemäß
§ 92a Abs. 3 S. 2 HGO;

4. den in § 2 der Haushaltssatzung der Stadt Oestrich-Winkel für das Haushaltsjahr
2023 vorgesehenen Gesamtbetrag der Kredite in Höhe von

3.929.039 €
(i. W.: „drei Millionen neunhundertneunundzwanzigtausendneununddreißig Euro")

gemäß § 103 Abs. 2 HGO unter dem Vorbehalt, dass die Aufnahme der einzelnen
Kredite jeweils der Genehmigung nach § 103 Abs. 4 Nr. 2 HGO (Einzelgenehmi-
gung) bedarf. Ausgenommen von meinem Einzelgenehmigungsvorbehalt sind
Kredite aus dem Hessischen Investitionsfonds;

5. den in § 3 der vorgenannten Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 vorge-
sehenen Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von

795.000 €

(i. W.: „siebenhundertfünfundneunzigtausend Euro")

gemäß §102 Abs. 4HGO;

6. den in § 4 der vorgenannten Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 vorge-
sehenen Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von

4.000.000 €
(i. W.: „vier Millionen Euro")

gemäß §105 Abs. 2 HGO.
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II.
Genehmigung zu den Wirtschaftsplänen

der Eigenbetriebe für das Wirtschaftsjahr 2023

Hiermit genehmige ich

1. den im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Baubetriebshof" vorgesehenen
Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von

300.000 €
(i. W.: „dreihunderttausend Euro")

gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 1 05 Abs. 2 HGO;

2. den im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Stadtwerke Oestrich-Winkel" vorgese-
henen Gesamtbetrag der Kredite in Höhe von

652.000 €
(i. W.: „sechshundertzweiundfünfzigtausend Euro")

gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 1 03 Abs. 2 HGO unter dem Vorbe-
halt, dass die Aufnahme der einzelnen Kredite jeweils der Genehmigung nach
§ 103 Abs. 4 Nr. 2 HGO (Einzelgenehmigung) bedarf;

3. den im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Stadtwerke Oestrich-Winkel" vorgese-
henen Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von

i.000.000e

(i. W.: „eine Million Euro")

gemäß §§ 115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit105 Abs. 2 HGO;

4. den im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Soziale Dienste" vorgesehenen
Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von

150.000€
(i. W.: „einhundertfünfzigtausend Euro")

gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 1 05 Abs. 2 HGO;

5. den im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Kultur und Freizeit" vorgesehenen
Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von

100.000 €
(i. W.: „einhunderttausend Euro")

gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 1 05 Abs. 2 HGO.
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III.

Feststellungen zur Haushaltssatzung und zum Haushaltsplan 2023

Die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt Oestrich-Winkel ist als „gefährdet" ein-
zustufen. Dies ergibt sich maßgeblich aus dem erst wieder im Jahr 2026 dargestellten
gesetzeskonformen Ausgleich im Ergebnishaushalt bzw. -planung sowie aus dem im
Haushaltsjahr 2023 verfehlten Ausgleich des Finanzhaushalts.

Der Ergebnishaushalt schließt mit einem Defizit im ordentlichen Ergebnis in Höhe von
0,7 Mio. € ab. Das jahresbezogene Defizit für das Haushaltsjahr 2023 kann gemäß der
Ausnahmeregelung nach Ziffer II. Nr. 3 des Finanzplanungserlasses vom 14. Okto-
ber 2022 durch eine Inanspruchnahme von Mitteln aus der außerordentlichen Rücklage
ausgeglichen werden.

Darüber hinaus bestehen jedoch vorgetragene Jahresfehlbeträge in Höhe von 1,1 Mio. €
aus dem Jahr 2019. Der Fehlbetrag aus dem Jahr 2019 resultierte aus dem gleichzeitigen
Wechsel des Bürgermeisters und des ersten Stadtrates und den damit einhergehenden
Pensions- und Beihilferückstellungen. Die Ausgleichsmöglichkeit von ordentlichen Fehl-
betragen durch die außerordentliche Rücklage besteht ausschließlich für die Haushalts-
jähre 2020 bis 2023. Die vorgetragenen Jahresfehlbeträge können folglich nicht ausge-
glichen werden. Die gesetzlichen Vorgaben des Gemeindewirtschaftsrechts zum
Haushaltsausgleich gemäß § 92 Abs. 5 Nr. 1 HGO sind nicht erfüllt.

Die Abweichung von den Vorgaben zum Haushaltshausgleich ist gemäß
§ 97a Nr. 1 HGO genehmigungspflichtig. Vor dem hlintergrund des ursprünglichen, nicht
strukturell bedingten Auslösers der vorgetragenen Fehlbeträge, wird die Abweichung von
den Vorgaben zum Haushaltsausgleich genehmigt. Das hierfür gemäß Ziffer II Nr. 2 b)
des aktuellen Finanzplanungserlasses notwendige Einvernehmen des Hessischen Minis-
terium des Inneren und für Sport (HMdlS) wurde am 9. Mai 2023 erteilt.

Aus der Verfehlung der Vorgaben zum Ausgleich des Ergebnishaushalts resultiert gemäß
§ 92a Abs. 1 Nr. 1 HGO eine HSK-Pflicht. Gemäß § 92a Abs. 2 HGO sind verbindliche
Festlegungen über Konsolidierungsmaßnahmen zu treffen. Es ist darüber hinaus ein Zeit-
räum anzugeben, in dem der Haushaltsausgleich in der Planung schnellstmöglich wieder
erreicht werden kann.

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel hat am 30. Januar 2023
ein HSK beschlossen, welches den inhaltlichen Anforderungen des § 92a Abs. 2 hIGO
entspricht und somit grundsätzlich genehmigungsfähig ist. Der Haushaltsausgleich im
Ergebnishaushalt soll erst wieder im Jahr 2026 erreicht werden. Der Konsolidierungszeit-
räum beträgt mehr als zwei Jahre. Das hierfür gemäß § 92a Abs. 3 Satz 3 HGO erforder-
liche Einvernehmen des HMdlS wurde am 9. Mai 2023 erteilt.
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Als Konsolidierungsmaßnahmen werden die Erhöhung des Hebesatzes für die Grund-
Steuer A auf 750 v. H., die stufenweise Erhöhung des Hebesatzes für die Grundsteuer B
auf 650 v. H. im Haushaltsjahr 2023 und 750 v. H. ab dem Jahr 2024 sowie Einsparungen
im Bereich der Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen vorgesehen.

Bereits in den Vorjahren war ein HSK aufgrund der Abweichung von den Vorgaben zum
Ausgleich des Ergebnishaushalts notwendig. Im HSK 2022 wurde der Ausgleich der Fehl-
betrage bis zum Ende des Jahres 2025 verbindlich erklärt. Um dies zu erreichen, sollte
der Hebesatz der Grundsteuer B ab dem Haushaltsjahr 2023 auf 890 v. H. angehoben
werden. Die Genehmigung des HSK 2022 wurde unter dem Vorbehalt ert:eilt, dass in der
Haushaltsplanung 2023 die Rückführung der vorgetragenen Jahresfehlbeträge spätes-
tens bis zum Ende des Jahres 2024 durch belastbare Maßnahmen gewährleistet wird.
Dem entspricht das vorliegende HSK nicht. Die Abweichung von den letztjährigen Vor-
gaben kann allerdings, aufgrund von nicht vorhersehbaren Entwicklungen, insbesondere
den Auswirkungen des Ukrainekrieges, im Laufe des letzten Jahres, geduldet werden.

Eine weitere Verlängerung des Konsolidierungszeitraums kann nicht akzeptiert werden.
Sollten sich im Rahmen der Haushaltsplanungen für die Jahre 2024 bis 2026 keine wei-
teren Konsolidierungspotenziale ergeben, welche die Rückführung der vorgetragenen
Fehlbeträge bis zum Ende des Jahres 2026 sicherstellen, ist die im HSK 2023 darge-
stellte Erhöhung des Hebesatzes für die Grundsteuer B unverzichtbar.

Der Finanzhaushalt im Haushaltsjahr 2023 ist ebenfalls nicht ausgeglichen. Aus der Dif-
ferenz zwischen dem Saldo aus der laufenden Verwaltungstätigkeit und der ordentlichen
Tilgung sowie den Auszahlungen an das Sondervermögen Hessenkasse zuzüglich der
zweckgebundenen Einzahlungen für die ordentliche Tilgung ergibt sich eine Ausgleichs-
lücke in Höhe von 0,4 Mio. €. Die gesetzlichen Vorgaben zum Haushaltsausgleich gemäß
§ 92 Abs. 5 Nr. 2 HGO sind nicht erfüllt. Im Haushaltsjahr 2023 steht ungebundene Liqui-
dität in Höhe von 0,5 Mio. € zur Verfügung. Diese reicht aus, um die Ausgleichslücke zu
decken. Insofern ist die Abweichung von den gesetzlichen Vorgaben zum Ausgleich des
Finanzhaushalts genehmigungsfähig. Gemäß den Festsetzungen unter Ziffer II Nr. 2 b)
des aktuellen Finanzplanungserlasses bedarf die Genehmigung der Abweichungen von
den Vorgaben zum Ausgleich des Finanzhaushalts, aufgrund der Deckungsmöglichkeit
durch ungebundene Liquidität, nicht eines Einvernehmens durch das hlMdlS.

Aufgrund der Inanspruchnahme der ungebundenen Liquidität zur Deckung der Aus-
gleichslücke, kann die gemäß § 106 Abs. 1 HGO vorzuhaltende Liquiditätsreserve in
Höhe von 0,5 Mio. € zum Ende des Haushaltsjahrs 2023 voraussichtlich nicht vollständig
vorgehalten werden. In der mittelfristigen Finanzplanung wird ab dem Jahr 2024 der ge-
setzeskonforme Ausgleich des Finanzhaushalts dargestellt. Für die Jahre 2024 bis 2026
werden Zahlungsmittelüberschüsse in Höhe von insgesamt 0,9 Mio. € erwartet. Der Auf-
bau der Liquiditätsreserve wird dadurch perspektivisch prognostiziert.
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Die Gesamtverbindlichkeiten aus Fremdfinanzierung setzen sich zusammen aus den in-
vestiven Verbindlichkeiten und den Verbindlichkeiten gegenüber dem Sondervermögen
Hessenkasse. Uberjährige Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten bestehen nicht. Zum
Ende des Haushaltsjahres 2023 verbleiben Verbindlichkeiten gegenüber dem Sonder-
vermögen Hessenkasse in Höhe von 3,0 Mio. €. Die zeitliche Bindung an das Sonderver-
mögen Hessenkasse wird voraussichtlich bis zum Jahr 2034 bestehen.

Die investiven Verbindlichkeiten der Stadt Oestrich-Winkel inklusive ihrer Eigenbetriebe
steigen im Haushaltsjahr 2023 durch die geplante Nettoneuverschuldung in Höhe von
4,6 Mio. € auf insgesamt 21,1 Mio. €. Hien/on entfallen 12,3 Mio. € auf den Kernhaushalt.
Bis zum Ende des mittelfristigen Finanzplanungszeitraums ist eine weitere Nettoneuver-
schuldung in Höhe von 2,0 Mio. € geplant. Die investiven Verbindlichkeiten erhöhen sich
somit auf 23,1 Mio. € zum Ende des Jahres 2026. Hiervon entfallen 15,8 Mio. € auf den

Kernhaushalt. Diese Nettoneuverschuldung in den Jahres 2023 bis 2026 stellt eine zu-
sätzliche Belastung des hlaushalts für die Zukunft dar.

Die Gesamtverbindlichkeiten aus Fremdfinanzierung der Stadt Oestrich-Winkel, inklusive
ihrer Sondervermögen, betragen zum Ende des Haushaltsjahres 2023 rund 24,1 Mio. €.
Dies entspricht einer Pro-Kopf-Verschuldung von rund 2.058 €. Bis zum Ende des mittel-
fristigen Finanzplanungszeitraums werden sich diese Verbindlichkeiten voraussichtlich
um 1,1 Mio. € auf insgesamt 25,2 Mio. € erhöhen. Dies entspricht dann einer Pro-Kopf-
Verschuldung von rund 2.152 €.

Neben der Abweichung von den Vorgaben zum Ausgleich des Ergebnis- und Finanz-
haushalts sowie des HSK, enthält die Haushaltssatzung für des Haushaltsjahr 2023 wei-
tere genehmigungspflichtige Teile.

Der in § 2 der hlaushattssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite in Höhe von
3,9 Mio. € ist gemäß §§ 97a Nr. 4 in Verbindung mit 103 Abs. 2 HGO genehmigungs-
pflichtig. Gemäß § 103 Abs. 2 S. 3 HGO ist die Genehmigung in der Regel zu versagen,
wenn die Kreditverpflichtungen nicht mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde
im Einklang stehen. Vor dem Hintergrund der gefährdeten Haushaltssituation der Stadt
Oestrich-Winkel ist die Genehmigung des Gesamtbetrags der Kreditaufnahmen mit ei-
nern Einzelgenehmigungsvorbehalt gemäß § 103 Abs. 4 Nr. 2 HGO zu versehen. Eine
Einzelgenehmigung kann nur in Aussicht gestellt werden, wenn die bei der Genehmigung
des HSK abverlangte, haushaltswirtschaftliche Verbesserung im Rahmen des Haushalts-
Vollzuges erkennbar ist.

Der in § 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-
gungen in Höhe von 0,8 Mio. € ist gemäß §§ 97a Nr. 3 in Verbindung mit
102 Abs. 4 HGO genehmigungspflichtig.
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Gemäß § 102 Abs. 2 HGO sind Verpflichtungsermächtigungen nur zulässig, wenn die Fi-
nanzierung der aus ihrer Inanspruchnahme entstehenden Auszahlungen in den künftigen
Haushalten gesichert erscheint. In den Finanzhaushalten der Jahre 2024 bis 2026 wird
jeweils die Finanzierung der Tilgung aus dem Saldo der laufenden Verwaltungstätigkeit
dargestellt. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen ist folglich genehmi-
gungsfähig.

Der in § 4 der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe
von 6,0 Mio. € ist gemäß §§ 97a Nr. 5 in Verbindung mit 105 Abs. 2 HGO genehmigungs-
pflichtig. Die bedarfsgerechte Festsetzung dieses Höchstbetrags wird durch die vorge-
legte Liquiditätsplanung dokumentiert und plausibel begründet. Der Höchstbetrag istfolg-
lich genehmigungsfähig.

Die Jahresabschlüsse sind bis einschließlich 2017 geprüft und von der Stadtverordne-
tenversammlung beschlossen, die Entlastung wurde jeweils erteilt. Die Jahresabschlüsse
2018 bis 2021 sind nachweislich aufgestellt und dem Rechnungsprüfungsamt zur Prü-
fung vorgelegt. Der Jahresabschluss 2021 wurde der Stadtverordnetenversammlung zur
Kenntnis gegeben. Die Unterrichtung der Stadtverordnetenversammlung nach
§ 112 Abs. 5 HGO wurde folglich nachgewiesen. Das Genehmigungserfordernis nach
§112 Abs. 6 HGO ist damit erfüllt.

IV.

Feststellungen zum Wirtschaftsplan 2023
des Eigenbetriebes „Baubetriebshof Oestrich-Winkel"

Der Erfolgsplan weist bei Erträgen in Höhe von 1.601,8 Tsd. € und Aufwendungen in
Höhe von 1.592,6 Tsd. € einen Jahresgewinn in Höhe von 9,2 Tsd. € aus. Die Vermö-
gensplanung sowie die Finanzplanung schließen für das Wirtschaftsjahr 2023 ausgegli-
chen ab.

Die Analyse des Wirtschaftsplans des Eigenbetriebs „Baubetriebshof Oestrich-Winkel"
lässt keine besonderen Belastungspunkte für den Haushalt der Stadt erkennen.

Der im Wirtschaftsplan festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von
300,0 Tsd. € ist gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 105 Abs. 2 HGO geneh-
migungspflichtig. Die bedarfsgerechte Festsetzung dieses Höchstbetrags wird durch die
vorgelegte Liquiditätsplanung dokumentiert und plausibel begründet. Der Höchstbetrag
der Liquiditätskredite ist folglich genehmigungsfähig.
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Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2023 enthält keine weiteren genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile.

v.
Feststellungen zum Wirtschaftsplan 2023

des Eigenbetriebes „Stadtwerke"

Der Erfolgsplan weist bei Erträgen in Höhe von 2,1 Mio. € und Aufwendungen in Höhe
von 2,2 Mio. € einen Jahresverlust in Höhe von 0,1 Mio. € aus. Der geplante Jahresverlust
soll der Rückführung von in vergangenen Jahren erzielten Uberdeckungen dienen und
wird mit den gebildeten Rückstellungen verrechnet. Die Vermögensplanung sowie die
Finanzplanung schließen für das Wirtschaftsjahr 2023 ausgeglichen ab.

Die Analyse des Wirtschaftsplanes des Eigenbetriebes „Stadtwerke" lässt keine beson-
deren Belastungspunkte für den Haushalt der Stadt erkennen.

Der im Wirtschaftsplän festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite in Höhe von 0,7 Mio. € ist
gemäß §§ 115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 103 Abs. 2 HGO genehmigungspflichtig.
Die Finanzierung der aus der geplanten Kreditaufnahme resultierenden Belastungen ist
für das Wirtschaftsjahr 2023 sowie für die Folgejahre voraussichtlich gewährleistet. Der
Gesamtbetrag der Kredite ist genehmigungsfähig.

Der im Wirtschaftsplan festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von
1,0 Mio. € ist gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 105 Abs. 2 HGO genehmi-
gungspflichtig. Die bedarfsgerechte Festsetzung des Höchstbetrags an Liquiditätskredi-
ten wird durch die vorgelegte Liquiditätsplanung dokumentiert und plausibel begründet.
Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite ist folglich genehmigungsfähig.

Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2023 enthält keine weiteren genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile.

VI.
Feststellungen zum Wirtschaftsplan 2023

des Eigenbetriebes „Soziale Dienste"

Der Erfolgsplan weist bei Erträgen in Höhe von 1,8 Mio. € und Aufwendungen in Höhe
von 1,9 Mio. € einen Jahresverlust in Höhe von 0,1 Mio. € aus. Der Jahresverlust soll

durch Mittel aus dem Kernhaushalt abgedeckt werden.
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Auch für die Jahre 2024 bis 2026 werden jeweils Verluste erwartet, welche durch Mittel
aus dem Kernhaushalt gedeckt werden müssen. Die Vermögensplanung sowie die Fi-
nanzplanung schließen für das Wirtschaftsjahr 2023 ausgeglichen ab.

' Die im mittelfristigen Planungszeitraum jeweils zu leistenden Verlustausgleiche stellen
eine Belastung des Kernhaushalts dar.

Der im Wirtschaftsplan festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von
0,2 Mio. € ist gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 105 Abs. 2 HGO genehmi-
gungspflichtig. Aus der vorgelegten Liquiditätsplanung ist kein Bedarf an Liquiditätskre-
diten erkennbar. Vor dem Hintergrund der weiterhin nur schwer vorhersehbaren Wirt-
schaftsentwicklungen und daraus ggf. resultierenden Zahlungsverzögerungen, kann der
Höchstbetrag der Liquiditätskredite als genehmigungsfähig angesehen werden. Künftig
ist der Höchstbetrag der Liquiditätskredite entsprechend §§ 115 Abs. 3 in Verbindung mit
105 Abs. 2 HGO genauer zu planen und zu begründen.

Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2023 enthält keine weiteren genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile.

VII.

Feststellungen zum Wirtschaftsplan 2023
des Eigenbetriebes „Kultur und Freizeit"

Der Erfolgsplan weist bei Erträgen in Höhe von 0,1 Mio. € und Aufwendungen in Höhe
von 0,3 Mio. € einen Jahresverlust in Höhe von 0,2 Mio. € aus. Der Jahresverlust soll

durch Mittel aus dem Kernhaushalt abgedeckt werden. Auch für die Jahre 2024 bis 2026
werden jeweils Verluste erwartet, welche durch Mittel aus dem Kernhaushalt gedeckt
werden müssen. Die Vermögensplanung sowie die Finanzplanung schließen für das Wirt-
schaftsjahr 2023 ausgeglichen ab.

Die im mittelfristigen Planungszeitraum jeweils zu leistenden Verlustausgleiche stellen
eine Belastung des Kernhaushalts dar.

Der im Wirtschaftsplan festgesetzte hlöchstbetrag der Liquiditätskredite in Höhe von
0,1 Mio € ist gemäß §§115 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit 105 Abs. 2 HGO genehmi-
gungspflichtig. Aus der vorgelegten Liquiditätsplanung ist kein Bedarf an Liquiditätskre-
diten erkennbar. Vor dem hlintergrund der weiterhin nur schwer vorhersehbaren Wirt-
schaftsentwicklungen und daraus ggf. resultierenden Zahlungsverzögerungen, kann der
Höchstbetrag der Liquiditätskredite als genehmigungsfähig angesehen werden.
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Künftig ist der Höchstbetrag der Liquiditätskredite entsprechend §§ 115 Abs. 3 in Verbin-
dung mit 105 Abs. 2 HGO genauer zu planen und zu begründen.

Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2023 enthält keine weiteren genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile.

VIII.

Hinweise und Empfehlungen

Die Sicherstellung des Haushaltsausgleichs im Ergebnis- und Finanzhaushalt sowie die
in diesem Zusammenhang stehende Gewährleistung der Fremdfinanzierungskosten und
Bereitstellung der Hessenkassenbeiträge muss - selbst bei der aktuellen volkswirtschaft-
lichen Krise - ein vordringliches haushaltspolitisches Ziel sein. Hierzu empfehle ich er-
gänzende Haushaltssicherungsmaßnahmen, wie beispielsweise die Überprüfung des
städtischen Leistungsangebots und/oder Erhöhungen der Hebesätze der Realsteuern.
Uberjährige Liquiditätskredite müssen unbedingt vermieden werden.

Die verantwortlichen Gremien der Stadt Oestrich-Winkel stehen daher in der Pflicht, das

Gebot einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung im Sinne von § 92 Abs. 2
HGO im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung nachhaltig zu beachten. Entspre-
chend sind die Grenzen der Vertretbarkeit und Zumutbarkeit des wirtschaftlichen Han-

delns im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung umfänglich zu hinterfragen. Dies
gilt sowohl für die Beibehaltung der Standards, als auch für das vorgehaltene Leistungs-
angebot.

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen dürfen gemäß § 27 der GemHVO
ohnehin erst in Angriff genommen werden, wenn deren Finanzierung gesichert ist. Ge-
maß Nr. 6. der Hinweise zur Anwendung der Vorschriften zu § 105 HGO ist vor einer
Zwischenfinanzierung mit Liquiditätskrediten daher zu prüfen, ob und ggf. in welcher
Höhe Darlehen zur Schlussfinanzierung notwendig werden. Es ist daher vorab sicherzu-
stellen, dass hierfür die aufsichtsbehördliche Einzelgenehmigung erwirkt werden kann.
Dies gilt auch für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen.

Darüber hinaus weise ich auf die Grundsätze der Erzielung von Erträgen und Einzahlun-
gen nach § 93 HGO in Verbindung mit §§ 8 ff. des Gesetzes über kommunale Abgaben
hin. Entgelte, Gebühren und Beiträge sind laufend bezüglich des Kostendeckungsgrads
zu kontrollieren und gegebenenfalls anzupassen.
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Dies gilt insbesondere für den Bereich Friedhofs- und Bestattungswesen, welcher im
Haushaltsjahr 2023 bei einem Kostendeckungsgrad von 194,3 v. H. eine deutliche Über-
deckung ausweist. Die planerische Überdeckung in diesem Bereich resultiert nach Aus-
sagen der Kommune zum Teil aus der Veranschlagung des „Bruttobetrags" von Nut-
zungsgebühren, dessen Rechnungsabgrenzung erst im Rahmen des Jahresabschlusses
erfolgt. Die Erträge im Bereich Friedhofs- und Bestattungswesen sind ab der Haushalts-
Planung für das Jahr 2024 genauer zu planen. Eine planerische Uberdeckung ist zu ver-
meiden.

Im hlinblick auf die enge Verflechtung zwischen den noch bestehenden Eigenbetrieben
und dem städtischen Haushalt sowie dem Umstand, dass durch die Doppik inzwischen
auch die Haushaltswirtschaft der Stadt unter kaufmännischen Gesichtspunkten geführt
wird, sollte eine eigenverantwortliche Überprüfung erfolgen, inwieweit die in Eigenbetrie-
ben abgetrennte Wirtschaftsführung weiterhin sinnvoll erscheint. Hieraus resultierende
Mehrfachstrukturen mit hlaushalts-/ Wirtschaftsplänen, Beschlussvorlagen, Jahresab-
Schlüssen, Prüfungen usw. sind dabei entsprechend zu berücksichtigen. Dies gilt insbe-
sondere für die beiden Eigenbetriebe „Soziale Dienste" und „Kultur und Freizeit", welche
aufgrund der regelmäßig zu leistenden Verlustausgleichs eine Belastung für den Kern-
haushält darstellen.

IX.

Öffentliche Bekanntmachung

Um weitere Veranlassung gemäß § 97 Abs. 4 HGO wird gebeten. Hierbei halte ich eine
Veröffentlichung der jeweiligen Genehmigungstexte zu den genehmigungspflichtigen Be-
standteilen der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 unter Ziffer l. dieser Ge-
nehmigung für ausreichend. Die öffentliche Bekanntmachung bitte ich nachzuweisen.

Die Genehmigungen zu den Wirtschaftsplänen der Eigenbetriebe „Baubetriebshof",
„Stadtwerke Oestrich-Winkel", „Soziale Dienste" und „Kultur und Freizeit" für das Wirt-
schaftsjahr 2023 bedürfen keiner öffentlichen Bekanntmachung.

X.

Bekanntgabe in der Stadtverordnetenversammlung

Diese Verfügung ist der Stadtverordnetenversammlung gemäß § 50 Abs. 3 HGO in ge-
eigneter Weise zur Kenntnis zu geben. Dies bitte ich nachzuweisen.
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Xl.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim

Verwaltungsgericht Wiesbaden
Mainzer Straße 124

65189 Wiesbaden

erhoben werden.
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Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Mitteilungsvorlage 
Nr: MI-88/2023 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen 013 

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Interne Dienste  

Vorlagenerstellung Robert Sengenberger 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 05.06.2023 

Haupt- und Finanzausschuss 06.07.2023 

Stadtverordnetenversammlung 17.07.2023 
 
 
 
Gesamtkonzept zur Anschaffung  zusätzlicher einheitlicher Weihnachtsbeleuchtung 
 
 
 
Mitteilung 

Zur Beschaffung zusätzlicher einheitlicher Weihnachtsbeleuchtung stehen € 10.000.- zur Verfügung.  Damit 
können 8  Leuchteinheiten  angeschafft sowie die zum Betrieb erforderlichen 8 Lichtmasten ausgestattet 
werden.  Die Leuchteinheiten wurden in Abstimmung mit dem HGV ausgewählt. Die erste Leuchteinheit 
hängt (aus Geisenheim kommend) gegenüber „Batholomae“, die anderen folgen dann auf der Hauptstraße 
und der Rheingaustraße zunächst Richtung Mittelheim, dann nach Oestrich und enden am Ortseingang 
Hallgarten. 
Die Leuchteinheiten werden zum Bauhof geliefert und dann, laut Standortliste, vom Bauhof aufgehängt.   
Das erstmalige Aufhängen/Anschließen kostet € 1.200.-. Die künftige Inbetriebnahme wird wesentlich 
günstiger da die Halterungen an den Lichtmasten bleiben und die Leuchteinheiten in den Folgejahren nur 
noch eingehängt bzw. ausgehängt werden müssen. Die Leuchtdauer bekommt „Halbnachtbetrieb“ was 
bedeutet dass die Betriebszeit um 23:00 endet. Die Leuchteinheiten werden in einer Höhe von ca. 3 Metern 
parallel zur Fahrtrichtung aufgehängt um Sachbeschädigungen vorzubeugen. Die Lagerung der 
Leuchteinheiten ist im Archiv geplant.      
 
 

Oestrich – Winkel, 26.05.2023 
 
 
Dezernatsleiter 
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